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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zum Thema „Die Europäische Union und China: ein Handelsungleichgewicht?“
(2010/2301(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Artikel 2, 3, 6 und 21 des Vertrags über die Europäische Union,

– unter Hinweis auf die Artikel 153, 191, 207 und 218 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union,

– unter Hinweis auf die Artikel 12, 21, 28, 29, 31 und 32 der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union,

– unter Hinweis auf das Protokoll vom 23. November 2001 über den Beitritt der 
Volksrepublik China zur Welthandelsorganisation,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 5. Februar 2009 und den Bericht seiner 
Generaldirektion Externe Politikbereiche der Union vom Juli 2001 über die Handels- und 
Wirtschaftsbeziehungen mit China1,

– unter Hinweis auf die gemeinsame Erklärung des 13. Gipfeltreffens EU-China vom 
6. Oktober 2010 in Brüssel,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Handel, Wachstum und 
Weltgeschehen: Handelspolitik als Kernbestandteil der EU-Strategie Europa 2020“ 
(COM(2010) 612) und auf seine Entschließung vom 27. September 2011 zu einer neuen 
Handelspolitik für Europa im Rahmen der Strategie Europa 20202,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 19. Februar 2008 zu der Strategie der EU zur 
Öffnung der Märkte für europäische Unternehmen3,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates vom 30. November 
2009 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen 
Gemeinschaft gehörenden Ländern und die Mitteilung der Kommission vom 6. Dezember 
2006 mit dem Titel „Das globale Europa – Die handelspolitischen Schutzinstrumente der 
EU in einer sich wandelnden globalen Wirtschaft“,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 24. Mai 2011 mit dem Titel „Ein 
Binnenmarkt für Rechte des geistigen Eigentums“, den Vorschlag für eine Verordnung 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Durchsetzung der Rechte geistigen 
Eigentums durch die Zollbehörden (COM(2011)0285), den Bericht der Kommission vom 
14. Juli 2011 über die Anwendung der Rechte des geistigen Eigentums durch die 
Zollbehörden der EU und seine Entschließung vom 18. Dezember 2008 zu den 

1 ABl. C 67E vom 18.3.2010, S. 132.
2 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0412.
3 ABl. C 184 E vom 6.8.2009, S. 16.
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Auswirkungen von Produktfälschung auf den internationalen Handel,

– unter Hinweis auf den Bericht der WTO vom 5. Juli2011 über die Exportmaßnahmen 
Chinas für bestimmte Rohstoffe und seine Entschließung vom 13. September 2011 zu 
einer erfolgreichen Rohstoffstrategie für Europa1,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 13. Dezember 2011 zu den Handels- und 
Investitionshemmnissen2,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 6. April 2011 zur künftigen europäischen 
Auslandsinvestitionspolitik3,

– unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 25. November 2010 zur sozialen 
Verantwortung von Unternehmen in internationalen Handelsabkommen4, zu 
Menschenrechten, Sozial- und Umweltnormen in internationalen Handelsabkommen5 und 
zur internationalen Handelspolitik im Zuge der Herausforderungen des Klimawandels6,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 24. April 2008 zu dem Thema „Auf dem Weg 
zu einer Reform der Welthandelsorganisation“7 und auf seine Entschließung vom 
14. September 2011 zum Stand der Verhandlungen über die Entwicklungsagenda von 
Doha8,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission an den Rat und das Europäische 
Parlament mit dem Titel „Die Beziehungen EU–China: Mit der engeren Partnerschaft 
wächst die Verantwortung“ (COM(2006)631) und dem dazugehörigen Strategiepapier 
„Wettbewerb und Partnerschaft – Strategiepapier für eine Handels- und Investitionspolitik 
der EU gegenüber China“ (COM(2006)632),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 5. Februar 2009 zur Stärkung der Rolle der 
europäischen KMU im internationalen Handel9,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 23. Oktober 2011 
und die am 14. November 2011 in Cannes angenommene Abschlusserklärung des 
G20-Gipfels mit dem Titel „Unsere gemeinsame Zukunft aufbauen: erneuertes 
gemeinsames Handeln zum Nutzen aller“,

– unter Hinweis auf das Weißbuch der chinesischen Regierung vom 23. Dezember 2010 
über die Wirtschafts- und Handelskooperation zwischen China und Afrika,

– gestützt auf Artikel 48 seiner Geschäftsordnung,

1 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0364.
2 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0565.
3 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0141.
4 ABl. C 99E vom 3.4.2012, S. 101.
5 ABl. C 99E vom 3.4.2012, S. 31.
6 Angenommene Texte, P7_TA(2010)0445.
7 ABl. C 259E vom 29.10.2009, S. 77.
8 Angenommene Texte, P7_TA(2011)0380.
9 ABl. C 67E vom 18.3.2010, S. 101. 
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– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für internationalen Handel sowie der 
Stellungnahmen des Entwicklungsausschusses, des Ausschusses für Beschäftigung und 
soziale Angelegenheiten, des Ausschusses für Industrie, Forschung und Energie und des 
Ausschusses für Binnenmarkt und Verbraucherschutz (A7-0141/2012),

A. in der Erwägung, dass China der WTO im Jahre 2001 beigetreten ist und anschließend 
zum größten Warenexporteur der Welt, auf der 2010 insgesamt 10,36 % der weltweiten 
Ausfuhren entfielen, und zur zweitgrößten Wirtschaftsmacht der Welt aufgestiegen ist;

B. in der Erwägung, dass die EU Hauptziel der Ausfuhren Chinas ist, die von 2009 bis 2010 
um 39,5 % zugenommen haben, und dass China der zweitgrößte Handelspartner der EU 
ist;

C. in der Erwägung, dass die EU Japan als Chinas größte Einfuhrquelle ersetzt hat; in der 
Erwägung, dass die zunehmenden chinesischen Einfuhren für den aktuellen 
wirtschaftlichen Erfolg der exportorientierten Mitgliedstaaten der EU wie Deutschland 
von entscheidender Bedeutung waren;

D. in der Erwägung, dass der Entwicklungsschub der chinesischen Wirtschaft und die 
WTO-Mitgliedschaft für China erhebliche Vorteile mit sich bringen, aber auch eine 
gewachsene Verpflichtung für China, umfassende und positive Beiträge zur 
Weltwirtschaftsordnung zu leisten, was insbesondere auch in Bezug auf den 
Internationalen Währungsfonds (IWF) und die Weltbankgruppe gilt;

E. in der Erwägung, dass sich seit der Unterzeichnung des Kooperationsabkommens 
zwischen der EU und China im Jahre 1985 die bilateralen Handelsbeziehungen erheblich 
ausgeweitet haben und es daher von wesentlicher Bedeutung ist, dieses Abkommen der 
neuen wirtschaftlichen Situation anzupassen; in der Erwägung, dass die Kommission 2006 
ihre wichtige Strategie zur China-Politik angenommen und in diesem Rahmen im Januar 
2007 die Verhandlungen über ein umfassendes Partnerschafts- und 
Kooperationsabkommen mit dem Ziel eingeleitet hat, die Beziehungen zwischen der EU 
und China in den Bereichen Handel und Investitionen weiter zu verbessern;

F. in der Erwägung, dass der Handel zwischen der EU und China in den vergangenen drei 
Jahrzehnten rasch und stetig zugenommen und 2010 einen Höchstwert von 395 Milliarden 
EUR erreicht hat und dass der bilaterale Handel seit 1997 ein Ungleichgewicht zugunsten 
Chinas aufweist, wobei dieses Handelsdefizit 2010 168,8 Milliarden EUR betrug, im 
Vergleich zu 49 Milliarden EUR 2000, während die chinesischen Ausfuhren bei Abzug 
des Wertes der Komponenten, die aus der EU und aus anderen Ländern eingeführt 
werden, nur einen geringen Mehrwert aufweisen; in der Erwägung, dass ausländische 
Unternehmen mit Standorten in China nahezu 85 % des Ausfuhrhandels mit dem 
Schwerpunkt Montagevorgänge bestreiten;

G. in der Erwägung, dass die Auslandsinvestitionen der EU in China 2010 4,9 Milliarden 
EUR und die Auslandsinvestitionen Chinas in der EU im gleichen Jahr 0,9 Milliarden 
EUR betrugen;

H. in der Erwägung, dass die Unterschiede im Gesellschafts-, Wirtschafts- und 
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Demokratiemodell Chinas und der EU sowie ihre jeweiligen demografischen und 
natürlichen Ressourcen ein erheblicher Faktor für das Handelsungleichgewicht zwischen 
den beiden Weltregionen sind;

I. in der Erwägung, dass die  von China ausgehenden Herausforderungen weniger den 
Handel als vielmehr die Industrie betreffen und dass Europa eine ehrgeizige europaweite 
Industriepolitik umsetzen muss, weil rein nationale Ansätze einen schlüssigen 
gemeinschaftlichen Ansatz gegenüber China nicht möglich machen;

J. in der Erwägung, dass durch die Verlagerung der Produktion zahlreicher Konsumgüter 
nach China viele Arbeitsplätze in der Europäischen Union verloren gegangen sind; in der 
Erwägung, dass mit dieser Verlagerung drastische Preissenkungen einhergegangen sind, 
die viele dieser Konsumgüter für Haushalte mit niedrigem Einkommen in der 
Europäischen Union erschwinglich gemacht und zu relativ niedriger Inflation beigetragen 
haben;

K. in der Erwägung, dass die Teilnehmer der letzten Klimaschutzkonferenz der Vereinten 
Nationen in Durban kein verbindliches Abkommen erreicht haben und dass die 
Verpflichtungen bestimmter Staaten zur Senkung ihrer Treibhausgasemissionen 
angesichts der dringenden Notwendigkeit, den Temperaturanstieg im 21. Jahrhundert in 
Hinblick auf die Erfüllung der Klimaschutz-Agenda auf zwei Grad zu begrenzen, nicht 
ausreichen;

L. in der Erwägung, dass für Europa ein wesentlich schwächeres Wirtschaftswachstum als 
das chinesische erwartet wird, das für 2012 auf rund 9 % geschätzt wird;

M. in der Erwägung, dass die binnenwirtschaftlichen Ungleichgewichte, mit denen die 
europäischen Volkswirtschaften konfrontiert sind, auch in der chinesischen 
Volkswirtschaft zunehmen, wovon speziell der Immobiliensektor betroffen ist, was 
kürzlich durch die Immobilienblase deutlich geworden ist;

N. in der Erwägung, dass der Einfluss der Gemeinsamen Handelspolitik der EU bisweilen 
durch die unterschiedlichen nationalen Interessen, die die einzelnen Mitgliedstaaten in 
Bezug auf China verfolgen, geschwächt wird;

O. in der Erwägung, dass die gegenwärtige Wirtschaftskrise hohe gesamtgesellschaftliche 
Kosten verursacht; in der Erwägung, dass die Beschäftigung in der Europäischen Union 
um 1,8 % zurückgegangen ist und daher 9,6 % der erwerbstätigen Bevölkerung arbeitslos 
sind (23 Millionen Menschen); in der Erwägung, dass die Jugendarbeitslosenquote bei 
21 % liegt, dass die Aussichten für eine Erholung des Beschäftigungsniveaus unsicher 
sind und dass 17 % der Unionsbürger von Armut bedroht sind;

P. in der Erwägung, dass China aufgrund des Beitritts des Landes zur WTO im Jahr 2001 die 
WTO-Regeln einhalten und dementsprechend seinen Handel liberalisieren und seine 
Märkte öffnen sollte; in der Erwägung, dass die diesbezüglichen Anstrengungen des 
Landes bei weitem noch nicht zufriedenstellend sind;

Q. in der Erwägung, dass der Beitritt Chinas zum Übereinkommen über das öffentliche 
Beschaffungswesen (GPA) durch den erweiterten Anwendungsbereich des 
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Übereinkommens, der sich aus den am 15. Dezember 2011 bei der letzten 
WTO-Ministerkonferenz beschlossenen Änderungen ergibt, nun einfacher werden dürfte;

R. in der Erwägung, dass europäischen Unternehmen der Zugang zum chinesischen Markt 
durch die interventionistische Industriepolitik der chinesischen Regierung, durch den 
unzureichenden Schutz der Rechte des geistigen Eigentums, durch ein sowohl inhaltlich 
als auch hinsichtlich seiner Umsetzung uneindeutiges Normensystem sowie durch weitere 
nichttarifäre und technische Handelshemmnisse erschwert wird; 

S. in der Erwägung, dass durch die Unterbewertung des Yuan weiterhin künstliche 
Handelsvorteile für China erzeugt werden und die Mitgliedstaaten der G20 zugesagt 
haben, auf mehr Wechselkursflexibilität hinzuarbeiten;

T. in der Erwägung, dass die EU 2010 an ihren Außengrenzen mehr als 103 Millionen 
Erzeugnisse mit einem Gesamtwert von 1,11 Milliarden Euro sichergestellt hat, bei denen 
der Verdacht eines Verstoßes gegen Rechte des geistigen Eigentums besteht, und dass 
85 % dieser Erzeugnisse aus China kommen; in der Erwägung, dass eine wichtige 
Funktion des Schutzes der Rechte des geistigem Eigentums in der ordnungsgemäßen 
Durchsetzung der geltenden gesetzlichen Vorschriften und internationalen 
Verpflichtungen einschließlich Sanktionen besteht; in der Erwägung, dass diese 
Erzeugnisse häufig in Fertigungsstätten, die auch Waren für den regulären Markt 
produzieren, und unter Missachtung von Arbeitsrecht und Gesundheits- und 
Sicherheitsbestimmungen hergestellt werden und daher eine Gefahr für die Verbraucher 
und, im Fall von Chemikalien auch für die gesamte Umwelt schaffen;

U. in der Erwägung, dass China gemäß seinem 12. Fünfjahresplan, der in einigen 
Zielsetzungen der Strategie Europa 2020 ähnelt, den Energie-, den Bau- und den 
Verkehrssektor, die von strategischer Bedeutung sind, entwickeln und einen erheblichen 
Bedarf beim Ausbau von Dienstleistungen zu bewältigen haben wird, wodurch neue 
Investitionsmöglichkeiten für europäische Unternehmen und eine vertiefte 
Zusammenarbeit entstehen könnten;

Verbesserter Marktzugang

1. fordert die Kommission auf, in der gemeinsamen Handelspolitik der EU gegenüber den 
Industrie- und den Schwellenländern, zu denen China gehört, den Grundsatz der 
Gegenseitigkeit zu befolgen, um wieder einen fairen Wettbewerb und größere Gleichheit 
der Spielregeln herbeizuführen;

2. begrüßt die Stärkung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Europäischen Union und 
China; fordert die EU und China auf, anstelle des harten Wettbewerbs und anstelle von 
Konfrontationen eine Partnerschaft mit beiderseitigem Nutzen zu verfolgen;

3. stellt fest, dass die chinesische Wirtschaft die von der WTO festgelegten Kriterien für eine 
Marktwirtschaft nicht erfüllt; fordert die Kommission auf, mit der chinesischen Regierung 
zusammenzuarbeiten, um alle verbleibenden Hindernisse bis 2016 zu beseitigen, wenn 
China von der WTO der Status einer Marktwirtschaft zuerkannt werden soll; betont, dass 
dieser Status nur dann vor diesem Termin gewährt werden sollte, wenn China alle 
Kriterien erfüllt; fordert, dass die EU im Rahmen von Jahresberichten regelmäßig die 
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Einhaltung der Verpflichtungen bewertet, die China im Protokoll über seinen Beitritt zur 
WTO eingegangen ist;

4. fordert die Kommission in der Annahme, dass China die objektiven Kriterien für die 
Zuerkennung des Marktwirtschaftsstatus in naher Zukunft nicht erfüllen wird, auf, dem 
Europäischen Parlament bis Ende 2012 einen Vorschlag über die Maßnahmen vorzulegen, 
die die Kommission ergreifen soll, bevor dieser Status von der EU anerkannt wird;

5. bedauert, dass der Zugang zum chinesischen Markt durch zahlreiche tarifäre und 
nichttarifäre Hemmnisse behindert wird, wie etwa bestimmte Arten der 
Ungleichbehandlung ausländischer Wirtschaftsteilnehmer insbesondere in den Sektoren 
Banken, Versicherung und Telekommunikation und die komplizierte Zollstruktur, sowie 
durch technische Handelshemmnisse, wie etwa die mangelnde Transparenz technischer 
Vorschriften und von Konformitätsbewertungsverfahren sowie in Bezug auf das 
Zertifizierungssystem „China Compulsory Certification“ (CCC); bedauert, dass China 
entgegen den Bestimmungen des WTO-Übereinkommens über Subventionen und 
Ausgleichsmaßnahmen (ASCM) spezielle Subventionen nicht systematisch meldet;

6. weist darauf hin, dass China sich mit Hilfe der unterschiedlichsten Rechtskonstruktionen 
durch gezielte staatliche Subventionen erhebliche Handelsvorteile gegenüber der EU 
verschafft; fordert China nachdrücklich auf, seine staatlichen Subventionsprogramme an 
das einschlägige WTO-Recht anzupassen; fordert die Kommission auf, die 
Anti-Subventionsverordnung so schnell wie möglich zu überarbeiten, um den erheblichen 
Herausforderungen, die sich von chinesischer Seite stellen, wirksam entgegentreten zu 
können;

7. nimmt zur Kenntnis, dass China die Existenz von Handelshemmnissen am europäischen 
Markt bedauert, wie zum Beispiel die hohen Agrarsubventionen der EU für die 
europäischen Landwirte, das komplexe System der Agrarzölle, die technischen 
Handelshemmnisse und die Einschränkungen für Investitionen von Drittländern in 
bestimmten Mitgliedstaaten;

8. erklärt sich besorgt über die mangelnde Zuverlässigkeit der Justiz, der es nicht gelingt, 
vertragliche Verpflichtungen durchzusetzen, und über den Mangel an Transparenz und 
Einheitlichkeit bei der Anwendung des Regelungsrahmens für Investitionen;

9. erklärt sich besorgt über die mangelnde Berechenbarkeit und Bekanntheit der für Produkte 
geltenden technischen Vorschriften und Normen, insbesondere im Bereich der 
Zertifizierung, wodurch erhebliche Handelshemmnisse für die nach China exportierenden 
Unternehmen entstehen;

10. fordert China auf, internationale Normen für Produkte und Dienstleistungen zu 
übernehmen, um den Handel zwischen China und anderen Ländern zu fördern; begrüßt es, 
dass China zunehmend in internationalen Normungsgremien mitarbeitet, und vertritt die 
Auffassung, dass dies unterstützt werden sollte und die Europäische Union im Gegenzug 
in den chinesischen Normungsgremien mitarbeiten sollte; betont, dass chinesische 
Einfuhren den europäischen Normen für Lebensmittel und Produkte, die nicht zur 
Ernährung bestimmt sind, entsprechen müssen;
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11. erklärt sich besorgt über den schwierigen Zugang für ausländische Unternehmen zu 
öffentlichen Aufträgen in China, während der Zugang zu öffentlichen Aufträgen in 
Europa gewährleistet ist;  erklärt sich besorgt über die möglicherweise unfairen 
Wettbewerbsbedingungen, durch die chinesische Unternehmen insbesondere aufgrund 
verdeckter staatlicher Beihilfen in der Lage sind, deutlich günstiger anzubieten als 
europäische Unternehmen; begrüßt die Überarbeitung und den erweiterten 
Anwendungsbereich des Übereinkommens über das öffentliche Beschaffungswesen 
(GPA), das am 15. Dezember 2011 auf der WTO-Ministerkonferenz beschlossen wurde, 
und die Verpflichtungen, die China dabei eingegangen ist, auch wenn sie noch nicht 
ausreichend sind; fordert China daher auf, seinen Beitritt zum GPA unter Bedingungen 
anzubieten, die mit jenen vergleichbar sind, denen andere GPA-Parteien unterliegen, und 
zwar im Einklang mit den Verpflichtungen Chinas aufgrund des Protokolls über den 
Beitritt des Landes zur WTO; fordert die Kommission auf, möglichst noch im Jahr 2012 
ein europäisches Instrument zu entwickeln, mit dessen Hilfe für die gegenseitige Öffnung 
der Märkte für öffentliche Aufträge gesorgt wird; vertritt die Auffassung, dass es darüber 
hinaus von entscheidender Bedeutung ist, Instrumente zur Förderung, Koordinierung und 
Unterstützung des Zugangs europäischer KMU zu vorrangigen Märkten wie China zu 
stärken;

12. weist darauf hin, dass die vom chinesischen Staat und von chinesischen Banken 
gewährten Ausfuhrkredite Handelsverzerrungen begünstigen; fordert China deshalb auf, 
sich an das OECD-Übereinkommen über Leitlinien für öffentlich unterstützte 
Exportkredite zu halten; fordert die Kommission auf, die Bemühungen der OECD um eine 
Einbeziehung Chinas in dieses Übereinkommen zu unterstützen; fordert China auf, das 
OECD-Übereinkommen über die Bekämpfung der Bestechung zu unterzeichnen;

13. weist darauf hin, dass die am häufigsten genehmigte Form der Niederlassung 
ausländischer Unternehmen in China das Joint-Venture ist, bei dem es sich um ein sehr 
restriktives Modell handelt, das außerdem zu oft mit Technologietransfer von strategischer 
Bedeutung verbunden ist, durch den die Entwicklung Chinas als Konkurrent zum Nachteil 
der europäischen Industrie in Bereichen gefördert wird, in denen die EU führend ist; ist 
davon überzeugt, dass mehr Offenheit auf chinesischer Seite gegenüber dem 
Joint-Venture-Mechanismus in Verbindung mit einem besseren Schutz der Rechte des 
geistigen Eigentums beiden Seiten nützen und europäischen Unternehmen zu einem 
besseren Zugang zum chinesischen Markt verhelfen würde;

14. fordert die EU auf, wann immer nötig, auf handelspolitische Schutzinstrumente 
zurückzugreifen, die mit den WTO-Bestimmungen in Einklang stehen, d. h. auf 
Antidumping-, Antisubventions- und Schutzmaßnahmen, falls China illegale 
Handelspraktiken anwendet, und darüber hinaus das WTO-Streitbeilegungsverfahren 
besser zu nutzen, um für gleiche Bedingungen im Handel zwischen der EU und China zu 
sorgen; erklärt sich besorgt über die zunehmende Anwendung von 
Antidumping-Maßnahmen gegen Ausfuhren der EU durch China und über die 
zunehmende Anwendung von Preisdumping und staatlichen Subventionen; fordert China 
daher auf, dafür zu sorgen, dass seine Antidumping-Maßnahmen mit den 
WTO-Bestimmungen in Einklang stehen;

Verteidigung der Interessen der europäischen Wirtschaft
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15. bedauert den unzureichenden Schutz der Rechte des geistigen Eigentums in China und 
den Mangel an konkreten Mitteln, mit deren Hilfe europäische Unternehmen, 
insbesondere KMU, wirksam gegen Verstöße gegen diese Rechte vorgehen können; 
begrüßt die Entscheidung der Kommission, eine Überarbeitung der Richtlinie über die 
Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums vorzuschlagen; fordert die Kommission 
und die Mitgliedstaaten auf, die Rechte des geistigen Eigentums in allen multilateralen 
Organisationen besser zu schützen, in denen China Mitglied ist (WTO, 
Weltgesundheitsorganisation (WHO) und Weltorganisation für geistiges Eigentum 
(WIPO)); wünscht, dass China weiterhin das geltende internationale Recht zum Schutz 
der Rechte des geistigen Eigentums in nationales Recht umsetzt und insbesondere 
Produktfälschungen und Piraterie bekämpft, und fordert, dass der chinesische Staat diese 
Rechte insbesondere auf regionaler Ebene auch tatsächlich durchsetzt; bedauert, dass sich 
China nicht an den Verhandlungen über das Abkommen zur Bekämpfung von Produkt- 
und Markenpiraterie (ACTA) beteiligt hat; fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten auf, die Zusammenarbeit in Zollangelegenheiten in der EU, mit 
Drittstaaten und insbesondere mit China in Bezug auf die Beschlagnahme gefälschter 
Waren und die Vereinfachung der Zollverfahren zu verstärken; fordert die Kommission 
und die Mitgliedstaaten auf, mit Drittstaaten auf den Gebieten Urheberrecht und 
Lizenzvergabe enger zusammenzuarbeiten;

16. vertritt die Auffassung, dass ein besserer Schutz der Rechte des geistigen Eigentums und 
eine wirksame Umsetzung der diesbezüglichen Bestimmungen in China die Bestrebungen 
der Investoren aus der EU und aus anderen Ländern, in diesem Land zu investieren, neue 
technologische Fähigkeiten zu teilen und bestehende Technologien zu modernisieren, 
erheblich fördern würde;

17. weist darauf hin, dass China 97 % der weltweit verwendeten seltenen Erden fördert, und 
fordert China auf, seinen Handelspartnern nachhaltige Gewinnungsmethoden und einen 
fairen Marktzugang zu garantieren; fordert die Kommission auf, der möglichen 
Beschränkung der Ausfuhr von Rohstoffen durch China besondere Beachtung zu 
schenken; weist in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Entscheidung der WTO 
gegen China vom 5. Juli 2011 wegen der Einführung von Ausfuhrbeschränkungen für 
bestimmte Rohstoffe in der Berufungsinstanz bestätigt wurde; fordert die Kommission 
auf, eine europäische Strategie für die zweckmäßige Bewirtschaftung von Rohstoffen 
auszuarbeiten, die auf verbesserter Energieeffizienz, Recycling, einer effizienteren 
Ressourcennutzung und der Weiterentwicklung der industriellen Zusammenarbeit im 
Bereich umweltfreundliches Wirtschaftswachstum und in Bezug auf Innovationssektoren 
beruht; fordert zu Verhandlungen mit dem Ziel gemeinsamer Bestimmungen und 
Grundsätze für den Rohstoffhandel auf, durch die bei der WTO und den G20 
Rahmenbedingungen für Ausfuhrbeschränkungen geschaffen werden, da dieses Problem 
hauptsächlich die Industriestaaten und China betrifft;

18. fordert die Kommission auf, ein ambitioniertes und ausgewogenes Investitionsabkommen 
zwischen der EU und China auszuhandeln, um für europäische Investoren ein besseres 
Umfeld in China zu schaffen und für Transparenz bei der Führung von chinesischen 
Unternehmen zu sorgen, die in der EU investieren, und gleichzeitig die Kapitalflüsse in 
beiden Richtungen zu vergrößern; fordert den Rat auf, sein Mandat für ein 
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Investitionsabkommen mit China auszuarbeiten und dabei den Auffassungen und 
Standpunkten des Parlaments umfassend Rechnung zu tragen, die es in seiner 
Entschließung vom 6. April 2011 zur künftigen europäischen Auslandsinvestitionspolitik 
dargelegt hat;

19. begrüßt die Eröffnung des EU-Zentrums für kleine und mittlere Unternehmen (EU SME 
Centre) in Peking im November 2010, das im März 2011 seine Türen für KMU geöffnet 
hat und mit Kompetenzen zur Unterstützung von europäischen KMU ausgestattet ist, 
damit diese die Herausforderungen auf dem chinesischen Markt – insbesondere jene, die 
sich während der ersten Phase der Geschäftsentwicklung stellen – meistern können; 
begrüßt es, dass das Zentrum auch Bereiche in China ermittelt, in denen für KMU aus der 
EU Geschäftsmöglichkeiten bestehen, und dass es KMU in Bezug auf die rechtlichen 
Rahmenbedingungen in China unterstützt;

20. betont, dass die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen und die Schaffung von 
Partnerschaften zwischen chinesischen Hochschulen und EU-Unternehmen wesentlich 
dazu beiträgt, die Innovationstätigkeit in China zu stärken; weist auf die Vorteile der 
Marktzugangsdatenbank der EU hin, die Informationen für EU-Unternehmen über 
Marktzugangsbedingungen enthält, wie z. B. Einfuhrzölle, Produktanforderungen, 
Handelshemmnisse, Formalitäten und Dokumente sowie Statistiken; begrüßt die 
Tätigkeiten der Europäischen Handelskammer in China;

21. vertritt die Auffassung, dass die Einführung eines Mechanismus zum 
Informationsaustausch über zwischenstaatliche Abkommen zwischen Mitgliedstaaten und 
Drittländern zum Handel mit China durch die Kommission ein kohärentes Vorgehen 
gegenüber China ermöglicht;

Beseitigung der Währungskonkurrenz

22. weist darauf hin, dass China Staatsanleihen von Mitgliedstaaten des Euro-
Währungsgebiets hält; betont, dass dieser Umstand seit den schwerwiegenden 
Verschuldungsproblemen im Euro-Währungsgebiet eine neue politische Dimension 
angenommen hat; fordert die Kommission auf, Beratungen mit der Europäischen 
Zentralbank (EZB) und den Mitgliedstaaten darüber einzuleiten, wie ein koordiniertes 
System geschaffen werden kann, um festzustellen, wer im Besitz von Staatsanleihen ist; 
ist darüber besorgt, dass der handelspolitische Verhandlungsspielraum der EU gegenüber 
China durch den Beitrag Chinas zur Stabilisierung des Euroraums eingeengt wird;

23. hebt hervor, dass die behauptete Unterbewertung und fehlende Konvertibilität des Yuan 
einen unlauteren Wettbewerbsvorteil für die chinesischen Ausfuhren schaffen könnte, 
weil China ein Drittel der weltweiten Devisenreserven hält; fordert, die für die 
G20-Staaten geltenden internationalen Bestimmungen zur Regulierung des Finanzsektors 
und die makroökonomische Koordinierung zwischen den G20-Staaten zu stärken, weil 
andernfalls die wirtschaftliche Stabilität und der Welthandel in Gefahr wären; fordert 
China auf, eine Aufwertung des Yuan zuzulassen, sodass ein angemessener Wechselkurs 
entsteht; weist darauf hin, dass die EU gemäß den europäischen Verträgen im Fall 
untragbarer weltweiter Währungsungleichgewichte eine Wechselkurspolitik beschließen 
kann; 
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24. fordert die Kommission auf, China die Liberalisierung seiner Leistungsbilanzen nahe zu 
legen; fordert die Kommission auf, Nachweise darüber vorzulegen, wie der feste 
Wechselkurs die Wettbewerbsfähigkeit der EU beeinträchtigt, und daraufhin geeignete 
Maßnahmenschwerpunkte zu erwägen;

Wege zu neuen institutionellen Rahmenbedingungen für die Handelsbeziehungen 
zwischen der EU und China

25. fordert die Mitgliedstaaten auf, durch geeignete Überwachungsmechanismen dafür zu 
sorgen, dass ausländische Unternehmen, die in der EU tätig sind, alle Binnenmarkt-
Rechtsvorschriften einschließlich der sozialen Normen und Umweltnormen einhalten, und 
dass dem Patentschutz Rechnung getragen wird, und zu den Bemühungen um dauerhafte 
Arbeitsplätze beizutragen, wenn ausländische Unternehmen europäische Unternehmen 
erwerben oder Niederlassungen in der EU einrichten; fordert die Kommission und die 
Mitgliedstaaten auf, ein Germium nach dem Muster des Ausschusses für ausländische 
Investitionen in den USA (Committee on Foreign Investment in the US – CFIUS) 
einzurichten, das für die Vorabbewertung strategischer Investitionen aus dem Ausland 
zuständig ist, um konkrete Informationen über die im Hoheitsgebiet der EU tätigen und 
dort investierenden Unternehmen zu erhalten, und dem Parlament regelmäßig darüber zu 
berichten;

26. fordert die EU auf, im Rahmen aller einschlägigen internationalen Organisationen wie 
beispielsweise der WHO, der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) und der 
Vereinten Nationen mit dem Ziel tätig zu werden, einen Reformprozess einzuleiten, der 
darauf ausgerichtet ist, in die Bestimmungen der WTO über die Organisation des Handels 
verbindliche Sozial-, Umwelt- und Gesundheitsstandards einzubringen;

27. bedauert den fragmentierten und unkoordinierten institutionellen Rahmen der 
Handelsbeziehungen zwischen der EU und China; fordert die Kommission auf, den 
Organisationsplan für die bilateralen Beziehungen umgehend zu überarbeiten, um eine 
bessere Koordinierung anzustreben und die Redundanzen bei den unzähligen 
Arbeitsgruppen, Dialogen und anderen formellen – und informellen – Gremien, die in 
diesem Bereich tätig sind, zu beseitigen; fordert die Mitgliedstaaten und die einzelnen 
Regionen und Gemeinden auf, ihre eigene Chinapolitik besser zu koordinieren und 
wichtige Schritte hin zu einem operativen Konsens zu machen, die den gemeinsamen 
Zielen der EU dienlich sind;

28. fordert die EU auf, eine Strategie zur Verhinderung des erzwungenen 
Technologietransfers zu entwickeln; befürwortet in diesem Zusammenhang den raschen 
Abschluss des Verfahrens der verstärkten Zusammenarbeit in Bezug auf das 
Gemeinschaftspatent;

29. fordert, dass bei allen auf dem Binnenmarkt gehandelten Produkten die 
EU-Bestimmungen und -Normen streng eingehalten werden, und fordert die Kommission 
auf, zügig ein Modell gemäß den WTO-Bestimmungen zur schrittweisen Einführung einer 
Konditionalität für den Handel und/oder von Anpassungsmaßnahmen an den Grenzen für 
Waren aus Drittländern, die diesen Normen nicht genügen, vorzulegen;

Bewertung der Rolle Chinas in der Welt
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30. betont, dass China auf der Bühne des internationalen Handels zunehmend Einfluss ausübt; 
fordert die EU deshalb auf, die politischen, wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen 
Auswirkungen der zunehmenden Investitionen aus China in Entwicklungsländern und 
insbesondere in Afrika und Lateinamerika aufmerksam zu beobachten;

31. bekräftigt, dass es in Lateinamerika und in Afrika chinesischer Investitionen bedarf, und 
zwar insbesondere in Sonderwirtschaftszonen, um durch den Einsatz lokaler Arbeitskräfte 
zur wirtschaftlichen Entwicklung und zur Schaffung lokaler Produktionsketten 
beizutragen;

32. erklärt sich besorgt darüber, dass einige europäische Länder hauptsächlich aufgrund der 
niedrigen Produktionskosten in China investieren, die auf niedrigeren Sozial-, Umwelt- 
und Menschenrechtsnormen beruhen; empfiehlt dringend, dass die Kommission und die 
Mitgliedstaaten in China wirksame Maßnahmen europäischer Unternehmen im Bereich 
der sozialen Verantwortung von Unternehmen fördern und die Verbreitung von bewährten 
Verfahren in Bezug auf Initiativen in diesem Bereich und deren Bekanntmachung 
unterstützen; fordert darüber hinaus, dass die Kommission bewertet, wie die 
Bestimmungen über die soziale Verantwortung von Unternehmen in das zukünftige 
Investitionsabkommen zwischen der EU und China einfließen können;

33. vertritt die Auffassung, dass es in erster Linie für die Entwicklungsländer selbst 
unproduktiv sein dürfte, die Aktivitäten Chinas in den Entwicklungsländern als unlauteren 
Wettbewerb zu betrachten und darauf in einer Weise zu reagieren, die Konflikten 
Vorschub leistet; betont, dass sich Unternehmen und Akteure der EU, die beabsichtigen, 
mit China auf dem Gebiet der Handels- und Wirtschaftsbeziehungen zu 
Entwicklungsländern in Wettbewerb zu treten, zum Wohl der Entwicklungsländer und im 
Interesse eines größeren weltweiten Wettbewerbs und Wachstums darum bemühen 
müssen, die attraktivsten Angebote vorzulegen, was die langfristige Nachhaltigkeit und 
den langfristigen Nutzen wie auch den ökologischen und sozialen Nutzen, die 
Menschenrechte und politischen Aspekte angeht;

34. weist darauf hin, dass China der weltweit größte Emittent von Treibhausgasen ist; fordert, 
dass die EU im Rahmen internationaler Organisationen vorschlägt, ökologische Aspekte 
und Klimaschutzziele in Beratungen über den internationalen Handel einzubeziehen; 
vertritt die Auffassung, dass Chinas wirtschaftliche Stärke und seine Kapazität zur 
Förderung technologischer Innovationen für die weltweite Bekämpfung des 
Klimawandels genutzt werden sollten;

35. vertritt die Auffassung, dass die Bemühungen der chinesischen Staatsorgane auf dem 
Gebiet bestimmter Grundrechte in China, insbesondere im Sozial- und Arbeitsrecht, nicht 
weit genug gehen; legt deshalb der EU und China nahe, einen engeren und 
verantwortungsbewussteren strategischen Dialog zu führen, der auf gegenseitigem 
Verständnis beruht;

Stärkung der EU für den weltweiten Wettbewerb

36. fordert, dass die EU eine ambitionierte gemeinsame Industriepolitik auf der Grundlage 
von Forschung und Innovation entwickelt, die sich auf innovative Finanzierungsquellen 
wie etwa projektspezifische Anleihen stützt und durch die die Entwicklung von KMU 
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gefördert wird, insbesondere durch den Zugang zu öffentlichen Aufträgen, um die 
Wettbewerbsfähigkeit der EU gegenüber neuen wichtigen Akteuren in Industrie und 
Forschung zu bewahren; fordert die EU auf, den Produktionsstandort Europäische Union 
aufzuwerten und dazu bessere Verbraucherinformationen bereitzustellen, und zwar 
insbesondere durch den Erlass der Verordnung über die Ursprungskennzeichnung („Made 
in“) von Produkten, die in die EU eingeführt werden;

37. fordert die EU auf, ihr politisches Handeln auf den Gebieten Wirtschaft, Haushalt, 
Finanzen und allgemeine Politik zu stärken, um auf der internationalen Bühne als 
glaubwürdiger und gewichtiger Gesprächspartner wahrgenommen zu werden; fordert den 
Rat und die Kommission auf, mit einer Stimme zu sprechen, um Partnerschaften und 
bilaterale Übereinkünfte zu verhindern, durch die die Stellung der EU geschwächt wird; 
fordert die Kommission auf, bei der Festlegung ihrer Handelspolitik und ihrer Strategie 
gegenüber China eng mit den Mitgliedstaaten zusammenzuarbeiten; fordert die EU auf, 
gegenüber China eine langfristige Politik umzusetzen und in diesem Rahmen die operative 
Koordinierung zwischen den EU-Organen sowie der EU und den Mitgliedstaaten zu 
gewährleisten;

38. hält ein ausgewogenes Vorgehen gegenüber China für notwendig; fordert die Kommission 
und die Mitgliedstaaten auf, eine umfassende Zusammenarbeit mit China in gemeinsamen 
Forschungsbereichen wie Produktsicherheit und menschliche Gesundheit aufzubauen und 
zusätzlichen wissenschaftlichen, technischen und kulturellen Austausch einzuführen;

39. vertritt die Auffassung, dass viele Probleme beim Handel mit China die Qualität der 
Vorschriften und deren Umsetzung in verschiedenen Politikbereichen – Industriepolitik, 
Umweltpolitik, Krisenmaßnahmen, Finanzstabilität und Verbraucherschutz – betreffen; 
fordert, dass solche Fälle durch eine verbesserte bilaterale Zusammenarbeit oder durch 
Streitbeilegung auf der Ebene der WTO geklärt werden;

40. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Kurz vor der Eröffnung des G20-Gipfels am 1. November 2011 erklärte der Staatspräsident 
der Volksrepublik China, Hu Jintao, dass China im Einverständnis mit Europa darauf abziele, 
eine gleichberechtigte Partnerschaft auf der Grundlage gegenseitigen Respekts, der 
Freundschaft und des gegenseitigen Vertrauens aufzubauen, eine für beide Seiten vorteilhafte 
Kooperationspartnerschaft im Sinn einer „Win-win-Situation“ und der gemeinsamen 
Entwicklung. Mit dieser Erklärung mitten in der europäischen Staatsschuldenkrise wurde 
unterstrichen, dass die chinesische Wirtschaft einen Wachstumsrückgang in Europa 
langfristig nicht hinnehmen kann. 

Im Wesentlichen erklärt China, dass es auf das Wirtschaftswachstum seiner Handelspartner 
angewiesen ist, um seiner eigenen wirtschaftlichen Entwicklung und den damit verbundenen 
Veränderungen im Inland, insbesondere hinsichtlich des Konsums und des steigenden 
Lebensstandards der Bevölkerung, Rechnung zu tragen. Hierbei geht es um den im 
12. Fünfjahresplan der chinesischen Regierung (2011–2015) niedergelegten strukturellen 
Wandel, mit dem mit zunehmendem Binnenkonsum und nachhaltiger Entwicklung ein 
ausgeglicheneres Wachstum für China erreicht werden soll. 

Dieser Paradigmenwechsel eröffnet der europäischen Wirtschaft neue Möglichkeiten, wenn 
diese Ziele in Bezug auf den Marktzugang, die Überwachung von Investitionen aus dem 
Ausland, den Schutz der Rechte des geistigen Eigentums und die Beseitigung technischer 
Hemmnisse für den Handel mit deutlichen Entscheidungen der chinesischen Behörden 
einhergehen. Die Beseitigung dieser zahlreichen Hemmnisse würde zu einem 
ausgewogeneren Handelsverhältnis und somit zur Wiederkehr des Wirtschaftswachstums in 
der EU führen. Europa braucht China, und China braucht Europa. 

In diesem Geist sollte ein neuer Abschnitt der Handelsbeziehungen zwischen der EU und 
China eröffnet werden, der auf einer gleichberechtigten Partnerschaft, Vorteilen für beide 
Seiten und gemeinsamer Entwicklung beruht. Dies stellt eine Beziehung auf Gegenseitigkeit 
dar, die Europa schon seit langem anstrebt.

Die chinesische Wirtschaft, die sich seit dreißig Jahren auf einem Wachstumsniveau von fast 
10 % bewegt und hauptsächlich auf Ausfuhren setzt, hat von der Liberalisierung der 
Handelsbeziehungen profitiert. Bis zur Mitte dieses Jahrhunderts wird China die größte 
Wirtschaftsmacht der Welt sein. 

Das Handelsdefizit der EU, der derzeit größten Handelsmacht der Welt und dem wichtigsten 
Ausfuhrziel Chinas, ist indes von 49 Milliarden Euro im Jahr 2000 auf 168,8 Milliarden Euro 
im Jahr 2010 gestiegen, wobei im selben Zeitraum ein schwaches Wirtschaftswachstum 
verzeichnet werden musste, das durch das zunehmende Haushaltsdefizit der meisten 
Mitgliedstaaten begünstigt wurde. 

Wir stehen demnach einem deutlichen Ungleichgewicht gegenüber, dessen Gründe analysiert 
werden müssen und für dessen Beseitigung im Rahmen einer erneuerten Partnerschaft im 
Geist der Gegenseitigkeit und eines ausgewogenen Wettbewerbs Wege und Mittel geschaffen 
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werden müssen. 

I. GRÜNDE FÜR DAS UNGLEICHGEWICHT

Die Investitionsbedingungen für europäische Unternehmen in China entsprechen nicht jenen 
für chinesische Unternehmen in Europa.

Handelshemmnisse in Bezug auf den Zugang zu den chinesischen Märkten

Wie aus dem letzten Bericht der Handelskammer der EU in China hervorgeht, hat die 
chinesische Regierung bei der Beseitigung von Handelshemmnissen in Bezug auf den Zugang 
zu den chinesischen Märkten Fortschritte gemacht, jedoch vertraten 2011 insgesamt 43 % der 
europäischen Unternehmer in China die Auffassung, dass die durch den chinesischen Staat 
ergriffenen Maßnahmen diskriminierend sind, gegenüber 33 % im Jahr 2010. In diesem 
Bericht wird sogar dargelegt, dass die Liberalisierung des Marktes durch die kürzlich 
ergriffenen Maßnahmen noch mehr behindert wird und an der Bereitschaft zweifeln lässt, für 
alle Wirtschaftsbeteiligten dauerhafte Chancen zu schaffen. 

Andere Handelshemmnisse, etwa die Subventionen und Ausfuhrkredite in bestimmten 
Sektoren, das Erfordernis nationaler Zertifizierungen und der Mangel an Transparenz in 
Bezug auf Normen, bestehen weiterhin.

Beschränkter Zugang zu öffentlichen Aufträgen in China

Chinesische öffentliche Aufträge sind für europäische Unternehmen außer Reichweite. Neben 
Schwierigkeiten im Zusammenhang mit den komplexen Vorschriften sind Umfang und 
Geltungsbereich öffentlicher Aufträge bescheiden; darüber hinaus wirken der Mangel an 
Transparenz und Wettbewerb sowie Normen, die nicht den internationalen Vorschriften 
entsprechen, als ausgrenzende Faktoren.

Technologietransfer und Schutz der Rechte des geistigen Eigentums

Die Mehrzahl der Unternehmen, die in China investieren möchten, sind 
Spitzentechnologiefirmen. Jedoch ist es ausländischen Investoren aufgrund des chinesischen 
Joint-Venture-Modells nicht möglich, in Unternehmen des Automobil- und des 
Telekommunikationssektors Hauptaktionär zu werden. 

Darüber hinaus schreckt der derzeitige Umgang mit den Rechten des geistigen Eigentums in 
China – das Land nimmt nicht an den ACTA-Verhandlungen teil – die europäischen 
Investoren immer stärker ab. Das Wirtschaftswachstum Chinas geht mit der Steigerung der 
Qualität der an den Außengrenzen der EU sichergestellten gefälschten Produkte einher. Im 
Jahr 2010 kamen 85 % der durch die Zollbehörden der EU sichergestellten Waren, die mit 
den Rechten des geistigen Eigentums nicht in Einklang standen, aus China. 

Rohstoffe

Die chinesische Rohstoffpolitik, insbesondere im Hinblick auf seltene Erden, die für die 
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Hochtechnologiebranche von Bedeutung sind, wirft immer größere Spannungen auf. China, 
auf das 97 % der weltweiten Förderung von seltenen Erden entfallen, hat für diese Erden 
Ausfuhrbeschränkungen erlassen. Als offizieller Grund wurde der Vorrang für den 
Binnenbedarf genannt. Darüber hinaus wurden in der Vergangenheit bereits andere Praktiken 
Chinas in Bezug auf Rohstoffe vor das Streitbeilegungsorgan der WTO gebracht, das China 
im Juli 2011 verurteilt hat. 

Das Währungsproblem

Solange die Vereinigten Staaten und Europa, die wichtigsten Partner Chinas, über völlig 
flexible („floatende“) Währungen verfügen, wird die Tatsache, dass der Yuan unterbewertet 
wird und nicht konvertierbar ist, was an ein beispielloses Währungsdumping grenzt, ein 
erhebliches Problem bleiben. Durch diese Unterbewertung konnte China Devisenreserven von 
nahezu 3200 Milliarden Dollar aufbauen, seine Investitionen in Europa im Hinblick auf den 
Erwerb von fortschrittlichen Technologien ausbauen und einen Teil der Staatsanleihen einiger 
verschuldeter EU-Länder aufkaufen, ohne dass – aufgrund eines fehlenden Messinstruments – 
bekannt wäre, wie hoch dieser Anteil ist. Dies gilt auch für Investitionen. 

Allerdings hat China auch Beschwerden gegen uns: Ein komplexes Agrarsteuersystem und 
GAP-Subventionen, technische Hemmnisse für den Handel und Beschränkungen 
ausländischer Investitionen durch die Mitgliedstaaten der EU usw. Im Rahmen des 
vorliegenden Berichts soll auf Maßnahmen hingewiesen werden, die die EU in Einklang mit 
den Regeln der WTO in Bezug auf chinesische Investitionen auf ihrem Hoheitsgebiet 
umsetzen sollte. Vor allem soll darauf hingewiesen werden, dass eine europäische 
Wirtschafts- und Industriepolitik nötig ist, durch die die EU auf faire Weise und ohne 
jedweden Protektionismus mit China Handel treiben kann. 

II. EINE NEUE PARTNERSCHAFT, DIE AUF GEGENSEITIGKEIT BERUHT

Auf die erste Phase der Grenzöffnung auf beiden Seiten nach den Jahrzehnten des Kalten 
Krieges muss eine Partnerschaft folgen, die für beide Seiten von Vorteil ist 
(„Win-win-Situation“) – ein ganz legitimes Anliegen, zumal China bereits in hohem Maße 
von der Handelsfreiheit profitiert hat. Ein Gleichgewicht muss unbedingt erreicht werden, 
weil die Öffentlichkeit durch die Krise, in der sich Europa derzeit befindet, nicht 
unempfänglich dafür ist, China, das als Ursache aller unserer Probleme angesehen wird, auch 
für diese Krise verantwortlich zu machen. 

Die Philosophie Europas besteht darin, sich nicht abzuschotten, sich aber auch nicht wahllos 
zu öffnen. Beide Extreme – Abschottung und wahllose Öffnung – würden dem Geist der 
Gemeinschaft und den Interessen der EU und ihrer Bürger zuwiderlaufen, denen an 
regulierten, ausgewogenen und multilateralen internationalen Beziehungen gelegen ist. 
Europa verfolgt den Ansatz, aufrichtige und auf Gegenseitigkeit beruhende Partnerschaften 
aufzubauen, die auch dazu beitragen, Spannungen abzubauen und gemeinsames 
Wirtschaftswachstum zu erreichen. 

Ausgewogener Zugang zu den Märkten und ausgewogener internationaler Wettbewerb

Die Bedingungen für den Zugang zum chinesischen Markt für europäische Unternehmen 
müssen jenen für chinesische Unternehmen auf dem europäischen Markt entsprechen. China 
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sollte möglichst bald dem Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen (GPA) 
beitreten und seine Vorschriften und Normen unbedingt den internationalen Normen 
angleichen. Außerdem müssen für die Zukunftssektoren gemeinsame Normen festgelegt 
werden und die Schutzbestimmungen für den Zugang zum chinesischen Markt, wie das 
Lizenzsystem, Direkthilfen und die Hemmnisse in Bezug auf öffentliche Aufträge, abgebaut 
werden. Auch muss die EU eine Strategie gegen erzwungenen Technologietransfer 
konzipieren. Gleichermaßen muss die Frage des Verfahrens der verstärkten Zusammenarbeit 
im Bereich des Gemeinschaftspatents möglichst bald geklärt werden. 

Ein weiteres Thema ist die Reform der WTO-Regeln mit dem Ziel, verbindliche gemeinsame 
Sozial- und Gesundheits- und Umweltnormen aufzunehmen, die zusammen mit der IAO, der 
WHO und den Vereinten Nationen ausgearbeitet werden. In diesem geplanten verbindlichen 
Rahmen der Zukunft sollte die schrittweise Aufnahme von Konditionalitäten für den Handel 
zur Sprache kommen. Eine besonders schwieriges Thema ist der Status Chinas als 
Marktwirtschaft – die Kommission sollte sich hierbei das Ziel setzen, die chinesische 
Regierung in ihren Bemühungen zu unterstützen, die derzeit bestehenden Hemmnisse zu 
beseitigen. 

Neue Instrumente für mehr Transparenz

Im Gegensatz zu den Vereinigten Staaten ist die EU nicht darüber im Bilde, in welchem Maße 
China über Investitionen und den Ankauf von Staatsanleihen in die Wirtschaft der EU 
vorgedrungen ist. Dies ist den Interessen der EU selbstverständlich abträglich und leistet 
falschen Vorstellungen aller Art Vorschub. Die EU sollte Messinstrumente nach dem Vorbild 
des Committee on Foreign Investment in the United States (CFIUS) einführen, um 
festzustellen, wer im Ausland Staatsschuldtitel hält. Auch sollte die EU einen jährlichen 
Bericht darüber veröffentlichen, inwieweit China den Verpflichtungen seines 
WTO-Beitrittsprotokolls nachkommt, und die verfügbaren handelspolitischen 
Schutzinstrumente besser nutzen.

Die Unterbewertung des Yuan und die Tatsache, dass er nicht konvertierbar ist, schaden der 
Transparenz und der Aufrichtigkeit der Handelsbeziehungen. Die EU muss deshalb gegenüber 
dem chinesischen Staat darauf bestehen, die bereits unternommenen Bemühungen 
fortzuführen, und ihn in begonnenen Anstrengungen bestärken. Die EU kann aufgrund der 
europäischen Verträge im Fall übermäßiger weltweiter Währungsungleichgewichte eine 
Wechselkurspolitik festlegen.

Ein neuer Rahmen für die Beziehungen zwischen der EU und China

Die Handelsbeziehungen zwischen der EU und China haben sich in den vergangenen 
dreißig Jahren stark verändert und China hat auf internationaler Ebene an Gewicht gewonnen. 
Daher müssen die EU und China die Bedingungen ihres Kooperationsabkommens von 1985 
aktualisieren. Auch wenn China noch nicht als Marktwirtschaft gelten kann, müssen in 
diesem Abkommen strengere Normen für Einfuhren und Ausfuhren festgeschrieben werden.

Im Rahmen des neuen Investitionsabkommens sollte der Notwendigkeit des unbeschränkten 
Zugangs zu chinesischen öffentlichen Aufträgen Rechnung getragen werden, und zwar unter 
Bedingungen, die denjenigen in Europa entsprechen. Die EU muss darüber hinaus die 
wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Auswirkungen der zunehmenden chinesischen 
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Investitionen in den Entwicklungsländern und insbesondere in Afrika weiterhin aufmerksam 
beobachten.

----

Die EU muss unbedingt konzertierte politische Maßnahmen zur Reindustrialisierung sowie 
eine Forschungs- und Innovationspolitik umsetzen, mit der den neuen weltweiten 
Herausforderungen begegnet werden kann. In dieser Hinsicht wäre es beispielsweise sinnvoll, 
wenn die EU den Absatz europäischer Erzeugnisse bei den eigenen Bürgern fördern würde.

Selbstverständlich müssen sich die Mitgliedstaaten besser miteinander abstimmen, damit ihre 
bilateralen Beziehungen mit China die Position der EU gegenüber China nicht schwächen.

Hierbei geht es um eine bessere Abstimmung, die über Handelspolitik hinausgeht. Für uns 
geht es nicht nur darum, das Modell der sozialen Marktwirtschaft zu verteidigen, die zwar 
offen ist, jedoch in Bezug auf Gegenseitigkeit und den Schutz der Interessen der EU-Bürger 
hohe Ansprüche stellt, sondern auch um das Eintreten für unsere Auffassung von 
Entwicklung, Demokratie und Menschenrechten, da wir der Überzeugung sind, dass sozialer 
und wirtschaftlicher Fortschritt mit dem Aufbau demokratischer Institutionen einhergehen 
muss.
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STELLUNGNAHME DES ENTWICKLUNGSAUSSCHUSSES

für den Ausschuss für internationalen Handel

zu dem Thema „Die Europäische Union und China: ein Handelsungleichgewicht?“
(2010/2301(INI))

Verfasser der Stellungnahme: Jan Zahradil

VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für internationalen 
Handel, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

A. in der Erwägung, dass China seit 1999 mit Wachstumsraten in zweistelliger Höhe eine 
aufstrebende Wirtschaft und seit Februar 2011 die weltweit zweitgrößte Volkswirtschaft 
ist; in der Erwägung, dass China gleichzeitig und insbesondere in den inneren Provinzen 
weiterhin vor den klassischen Aufgaben eines Entwicklungslandes steht;

B. in der Erwägung, dass China für den Zeitraum 2007-2013 ein Richtbetrag von 
224 Millionen Euro an Entwicklungshilfe der EU zugewiesen wurde; in der Erwägung, 
dass die Kommission im März 2011 das zweite, sich über einen Zeitraum von fünf Jahren 
erstreckende Handelsprojekt EU-China ankündigte, in dessen Rahmen die EU China 
handelsbezogene Hilfe im Umfang von 20 Millionen Euro bereitstellt;

C. in der Erwägung, dass das Wirtschaftswachstum in China seit 1990 eine halbe Milliarde 
Menschen aus der Armut geführt hat; in der Erwägung, dass jedoch noch immer ein 
großer Teil der Wanderarbeiter in den Städten und der Landbevölkerung in Armut lebt, 
und in der Erwägung, dass nach Angaben der Weltbank nach wie vor 207 Millionen 
Chinesen unterhalb der Armutsgrenze leben;

D. in der Erwägung, dass China sich in den letzten zehn Jahren in höchst augenfälliger Art 
und Weise aktiv an der Entwicklung Afrikas beteiligt hat;

E. in der Erwägung, dass die Beziehungen Chinas zu den afrikanischen Ländern 
beispielsweise von der Notwendigkeit geprägt sind, Energieressourcen für die eigene 
Wirtschaftsentwicklung zu beschaffen;
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F. in der Erwägung, dass es wichtige Unterschiede zwischen der 
Entwicklungszusammenarbeit des Ausschusses für Entwicklungshilfe der OECD und der 
Entwicklungszusammenarbeit mit China gibt; in der Erwägung, dass Chinas Programm 
für Darlehen zu Vorzugskonditionen, die über die China Eximbank gewährt werden, eine 
wichtige Säule der auswärtigen Beziehungen Chinas darstellt, und in der Erwägung, dass 
Darlehen zu Vorzugskonditionen als gebundene Entwicklungshilfe betrachtet werden;

G. in der Erwägung, dass Chinas Sonderwirtschaftszonen (SWZ) in Afrika darauf ausgelegt 
sind, ein günstiges Umfeld für die Tätigkeit chinesischer KMU im Ausland zu schaffen; in 
der Erwägung, dass nach Angaben der African Development Bank Group die von China 
betriebenen SWZ im südlich der Sahara gelegenen Afrika bislang zu geringen 
Investitionen geführt und kaum zur Schaffung von Arbeitsplätzen beigetragen haben und 
nur in begrenztem Umfang in die lokale Wirtschaft integriert sind;

H. in der Erwägung, dass das Beitrittsprotokoll Chinas insofern einzigartig ist, als es einige 
nur für China geltende Sonderverpflichtungen in Form von so genannten „WTO-plus-
Verpflichtungen” (wie im Falle von Ausfuhrabgaben) sowie von „WTO-minus-Rechten” 
enthält, die es WTO-Mitgliedern gestatten, Schutzmaßnahmen gegen chinesische 
Ausfuhren zu ergreifen, die von den allgemeinen WTO-Regeln abweichen;

I. in der Erwägung, dass China für die nächste Stufe seiner wirtschaftlichen Entwicklung, 
die auf Innovation, Binnenhandel und Inlandsverbrauch basieren wird, Zugang zu 
Spitzentechnologien und Vertriebsnetzen benötigt;

J. in der Erwägung, dass Chinas rasantes Wirtschaftswachstum teilweise auf Kosten der 
Menschenrechte stattfindet und sich zum Teil auf Zwangsarbeit und Kinderarbeit stützt;

K. in der Erwägung, dass China, da es kein Mitglied der OECD ist, nicht verpflichtet ist, die 
OECD-Vorschriften einzuhalten, mit denen die gebundene Entwicklungshilfe begrenzt 
wird, die Modalitäten der Kreditvergabe reguliert werden, maximale Kreditlaufzeiten, 
eine länderspezifische Risikoklassifizierung und Mindestzinssätze festgelegt werden, ein 
Informationsaustausch vorgeschrieben wird und Umwelt- und Sozialstandards sowie 
Standards für verantwortliches Handeln im Bereich der Finanzierung vorgegeben werden;

L. in der Erwägung, dass China der zweitgrößte Handelspartner der Europäischen Union ist;

M. in der Erwägung, dass China in den letzten Jahrzehnten wichtige Fortschritte im sozialen 
Bereich erzielt hat; in der Erwägung, dass die Verbesserung der Lebensqualität für eine so 
große Bevölkerung in so kurzer Zeit insofern einzigartig in der Geschichte ist, als die 
Armut von über 350 Millionen Menschen verringert wurde;

N. in der Erwägung, dass China durch seine Betätigung im Bereich der Exportfinanzierung 
seine Präsenz in vielen Entwicklungsländern, insbesondere in Afrika, verstärkt hat;

O. in der Erwägung, dass der Warenhandel zwischen der EU und China seit 1997 ein 
strukturelles Defizit aufweist, woraus sich für die EU die Notwendigkeit ergibt, einen 
neuen strategischen Rahmen für die Zusammenarbeit mit China zu schaffen;

P. in der Erwägung, dass sich für Entwicklungsländer beträchtliche potenzielle Vorteile aus 
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vertieften Wirtschaftsbeziehungen zu China ergeben, insbesondere was den Ausbau der 
Infrastruktur betrifft;

Q. in der Erwägung, dass sich aufgrund der Betätigung Chinas im Bereich der 
Exportkreditfinanzierung in Entwicklungsländern potenzielle Gefahren für 
Entwicklungsländer im Hinblick auf die Bewirtschaftung natürlicher Ressourcen, die 
Finanzierbarkeit der Schuldenlast, auf Verbesserungen der Staatsführung und die 
Beschäftigung und Produktivität vor Ort ergeben;

R. in der Erwägung, dass die Beteiligung Chinas an einem internationalen Handelssystem, 
das sich auf Offenheit und Transparenz gründet, von entscheidender Bedeutung ist, um 
Wohlstand und Nachhaltigkeit in der Welt zu gewährleisten;

1. ist davon überzeugt, dass die starke Zunahme des Handels zwischen allen EU-
Mitgliedstaaten und China ein wichtiges Entwicklungsinstrument sowohl für die EU als 
auch für China ist, da offener Handel eine der wirksamsten Triebkräfte für 
wirtschaftliches Wachstum, die Bekämpfung von Armut und die Schaffung von 
Wohlstand ist; ist der Auffassung, dass die Sonderstellung Chinas in der WTO China 
davon abhält, wie andere Entwicklungsländer unter den Mitgliedern eine „differenzierte 
besondere Behandlung” zu beantragen, Fragen der Kohärenz und der Stringenz aufwirft; 
fordert die Kommission daher auf, die Kohärenz und Stringenz ihrer Handelspolitik 
gegenüber China vor dem Hintergrund der chinesischen Entwicklungspolitik gegenüber 
Afrika zu bewerten;

2. betont, dass ein großes Potenzial für den gegenseitigen Marktzugang, die Liberalisierung 
und die Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen Europa und China in den Bereichen 
Handel und Investitionen besteht; hebt jedoch hervor, dass als Vorbedingung ein fairer 
Wettbewerb, gegenseitiger Marktzugang und klare Marktregelungen, insbesondere in 
Bezug auf ausländische Direktinvestitionen und den Schutz der Rechte des geistigen 
Eigentums, garantiert sein sollten;

3. stellt fest, dass der China-Africa Development Fund (CADF) die Einrichtung chinesischer 
EPZ („Economic Processing Zones“) in Afrika unterstützt; teilt die Ansicht der African 
Development Bank Group, wonach chinesische Investitionen in die nationale 
Produktionskette integriert werden müssen, wenn gewährleistet werden soll, dass diese 
Zonen die Industrialisierung wirksam vorantreiben, was beispielsweise rechtliche und 
ordnungspolitische Regelungen, auch soziale und ökologische Schutzbestimmungen 
sowie die Verbesserung des Zugangs örtlicher Unternehmen und Arbeitnehmer zu den 
Zonen voraussetzt, um Verknüpfungen zur lokalen Wirtschaft herzustellen;

4. ist der Auffassung, dass die Menschenrechte durch den Handel weltweit gefördert werden 
sollten und dass alle Handelspartner der EU die IAO-Übereinkommen einhalten sollten, 
insbesondere das Übereinkommen gegen Zwangsarbeit, was bedeutet, dass Erzeugnisse, 
die in Strafvollzugsanstalten oder Straflagern (Lao Gai) hergestellt wurden, auf dem EU-
Markt nicht zugelassen sein sollten;

5. fordert die EU auf, den Handel mit China durch eine bessere institutionelle Organisation 
und durch die Festlegung eines kohärenten Standpunkts der Mitgliedstaaten gegenüber 
China effizienter zu gestalten;
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6. stellt fest, dass das Wachstum Chinas und seine Fähigkeit, innerhalb von dreißig Jahren 
von einem unterentwickelten Land zu einer aufstrebenden Weltmacht aufzusteigen, dazu 
beigetragen haben, dass China sich in Afrika als alternativer Handelspartner und als 
alternative Finanzierungsquelle zu den traditionellen Handelspartnern Afrikas profiliert 
hat;

7. ist sich der Tatsache bewusst, dass China in Afrika je nach der Größe, den 
Wirtschaftsstrukturen und der Qualität der Regierungsführung und der Institutionen in den 
einzelnen afrikanischen Volkswirtschaften eine unterschiedliche Wirkung ausübt; ist der 
Auffassung, dass die Auswirkungen des chinesischen Handels auf afrikanische Staaten, 
d. h. das Ausmaß, in dem der Handel mit China die weitere Spezialisierung auf 
Grundstoffe befördern wird oder die afrikanischen Volkswirtschaften bei der 
Diversifizierung ihrer Produktion und der Finanzierung nachhaltiger Projekte unterstützen 
kann, noch eingehender bewertet werden müssen;

8. betont, dass Chinas neue Rolle als wichtiger Finanzinvestor in Afrika in der EU einige 
Bedenken hervorgerufen hat; unterstreicht insbesondere, dass internationale 
Organisationen und bilaterale Hilfseinrichtungen der traditionellen Geber ihre 
Unterstützung zwar von verantwortungsvoller Regierungsführung abhängig gemacht 
haben, dass dies jedoch nicht für China gilt; befürchtet, dass sich die Bemühungen um 
eine bessere Regierungsführung und Verringerung der Korruption in Afrika durch den 
Einfluss Chinas entsprechend weiter verzögern könnten, insbesondere in seinen 
Partnerländern, die durch schwache Institutionen gekennzeichnet sind, wie Angola, 
Kongo, Nigeria und Sudan;

9. betont, dass die Auswirkungen von Investitionen in den Bergbau auf die Entwicklung 
dadurch verbessert werden sollten, dass mehr Transparenz bei den Beschaffungs- und 
Auftragsvergabeverfahren herrscht und dass die Organisationen der afrikanischen 
Zivilgesellschaft aktiver in die Kontrolle einbezogen werden; fordert die EU in diesem 
Zusammenhang auf, China nahezulegen, die Grundsätze der Transparenzinitiative für die 
Minenindustrie zu billigen;

10. ist der Auffassung, dass die afrikanischen Regierungen unter anderem ihre 
Regierungsinstitutionen stärken müssen, um Nutzen aus der Zusammenarbeit zwischen 
China und Afrika zu ziehen; weist nachdrücklich darauf hin, dass der politische Dialog 
zwischen China und den EU-Mitgliedstaaten verbessert werden muss, damit China dazu 
bewegt wird, die Auswirkungen seiner Unterstützung auf die Regierungsführung und die 
Umwelt im Blick zu behalten, und dass gewährleistet werden muss, dass die Hilfe Chinas 
die Hilfe traditioneller Geberländer ergänzt und nicht im Wettbewerb mit ihr steht;

11. stellt fest, dass die chinesischen Investitionen in Afrika, die im Wesentlichen durch die 
Export-Import-Bank erfolgen, zu Befürchtungen Anlas geben, z. B. in Bezug auf die 
Nachhaltigkeit der Projekte wie etwa im Falle der großen umstrittenen Staudammprojekte; 
teilt die Auffassung der African Development Bank Group, wonach es wünschenswert 
wäre, wenn als erstes die Äquator-Prinzipien, ein Bündel freiwilliger Standards zur 
Festlegung, Bewertung und Handhabung sozialer und ökologischer Risiken bei der 
Finanzierung von Projekten, auch auf chinesische Investitionen ausgeweitet würden;

12. stellt mit Besorgnis fest, dass die meisten chinesischen Großprojekte in Afrika 
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vorwiegend von chinesischen Arbeitskräften durchgeführt worden sind; ist der 
Auffassung, dass dies ein Grund dafür ist, dass die örtlichen Arbeitskräfte weiterhin 
ungelernt bleiben und die beschäftigungspolitischen Folgen für die Bevölkerung minimal 
sind;

13. ist der Ansicht, dass die afrikanischen Länder den Mehrwert ihrer Produktion steigern 
müssen, unabhängig davon, wer ihre Partnerländer sind, und dass dies voraussetzt, dass 
Instrumente entwickelt werden, mit denen beispielsweise die Nachfrage nach ungelernten 
afrikanischen Arbeitskräften für Investitionsprojekte erhöht wird;

14. ist sich der Tatsache bewusst, dass das rasante Wirtschaftswachstum in China zwar mit 
großem Wohlstand, insbesondere für die städtische Bevölkerung, einhergegangen ist, 
gleichzeitig jedoch die Kluft zwischen den städtischen und ländlichen Gebieten, wo 
50,3% der Festlandbevölkerung leben, vergrößert und damit zu einem Prozess der 
Urbanisierung und Landflucht beigetragen hat, mit dem Ergebnis, dass 2011 erstmals 
mehr als die Hälfte der chinesischen Bevölkerung in Städten lebt;

15. weist darauf hin, dass sich die chinesische Hilfe in vielerlei Hinsicht von der Hilfe der 
OECD-Länder unterscheidet, und erinnert insbesondere daran, dass die OECD-Mitglieder 
sich im Rahmen der Regelung für offiziell unterstützte Exportkredite verpflichten, bei 
ihrer Betätigung im Bereich der Exportfinanzierung vereinbarte Umwelt- und 
Sozialstandards sowie Standards für verantwortliches Handeln einzuhalten, dass China 
hingegen nicht an diese Vorschriften gebunden ist;

16. weist auch darauf hin, dass sich die OECD-Mitglieder zwar auf die Empfehlungen des 
OECD-Rates zur Bekämpfung von Korruption im Bereich öffentlich unterstützter 
Exportkredite geeinigt haben, mit denen die Bestechung ausländischer Amtsträger bei 
internationalen Geschäften, denen öffentlich unterstützte Exportkredite zugrunde liegen, 
verhindert und sanktioniert werden soll, dass sich China diese Maßnahmen jedoch nicht 
zu eigen gemacht hat; hält es angesichts dessen für besonders wichtig, dass die EU weitere 
Diskussionen mit China führt, um mit der OECD gemeinsame Standards für die 
Entwicklungshilfe und auch für den Schuldenerlass zu entwickeln und umzusetzen;

17. fordert die Kommission auf, China weiterhin bei der Verwirklichung seiner strategischen 
Entwicklungsziele zu unterstützen, durch eine schrittweise Verringerung der öffentlichen 
Entwicklungshilfe ab 2013 jedoch von der traditionellen Entwicklungszusammenarbeit 
und –hilfe hin zu ausgewogeneren, am Handel orientierten Beziehungen zu China im 
beiderseitigen Interesse überzugehen; betont in diesem Zusammenhang, dass bei dem 
neuen Ansatz auch der Umstand berücksichtigt werden muss, dass sich China selbst zu 
einem wichtigen Geberland entwickelt hat, insbesondere in Afrika, und dass der 
Schwerpunkt seiner entwicklungspolitischen Agenda mit der EU eher auf konkreten 
Bereichen von gemeinsamem Interesse liegen sollte; betont, dass die Handelsbeziehungen 
der EU zu China ständig durch Anstrengungen und Forderungen nach demokratischer 
Entwicklung ergänzt werden sollten;

18. fordert die Kommission auf, China insbesondere bei der Steigerung der Effizienz seiner 
landwirtschaftlichen Produktion zu unterstützen;

19. fordert die Kommission auf, dies im Dialog mit den chinesischen Staatsorganen zu tun, 
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um zu gewährleisten, dass die benachteiligten und armen Menschen, denen derzeit 
Entwicklungsprojekte der EU zugute kommen, nicht auf der Strecke bleiben;

20. fordert die Kommission auf, die Entwicklungshilfe für China auslaufen zu lassen, die 
128 Millionen Euro für den Zeitraum 2007-2010 beträgt, da China eine aufstrebende 
Marktwirtschaft und ein wirtschaftlicher und politischer Akteur auf globaler Ebene ist;

21. fordert die Kommission auf, in den Dialog mit China umgehend auch das Problem der 
chinesischen Landaufkäufe in Entwicklungsländern aufzunehmen;

22. weist darauf hin, dass China sich zu einem wichtigen eigenständigen Geber von 
Entwicklungshilfe entwickelt, obwohl immer noch etwa 16% seiner 1,3 Milliarden 
Menschen zählenden Bevölkerung unterhalb der Armutsgrenze leben;

23. fordert die Kommission daher auf, China als Partner zu behandeln und seine kulturellen 
Traditionen zu achten und im Zusammenhang mit der Achtung der Menschenrechte an 
China dieselben legitimen Forderungen zu richten wie an die anderen Handelspartner der 
EU und dabei den Übergang Chinas zu einer offenen, auf Rechtsstaatlichkeit und Achtung 
der Menschenrechte basierenden Gesellschaft zu unterstützen und auf die Einhaltung der 
Kernarbeitsnormen der IAO zu pochen; ist der Auffassung, dass auf diese Weise die 
gegenwärtigen Spannungen überwunden, der weitere Austausch intensiviert und 
gegenseitige Investitionen gesteigert werden können, wovon beide Partner gleichermaßen 
profitieren würden; 

24. fordert die Kommission daher auf, mit China auf dem Gebiet der internationalen 
Entwicklung partnerschaftlich zusammenzuarbeiten, um vorbildliche Verfahren 
auszutauschen und die komparativen Vorteile und die unterschiedlichen Stärken aller 
internationalen Partner im Bereich der Entwicklung zu nutzen und dadurch den 
Entwicklungsländern eine optimale und umfassende Unterstützung zu geben;

25. betont, dass die Frage des Marktzugangs zwischen Europa und China auf jeden Fall nach 
dem Gegenseitigkeitsprinzip geregelt werden muss, zumal China jetzt die zweitgrößte 
Volkswirtschaft der Welt ist; fordert einen raschen Abschluss der Doha-Verhandlungen; 
betont, dass China dringend die internationalen Umweltnormen und seine WTO-
Verpflichtungen erfüllen muss, insbesondere die Achtung der Rechte des geistigen 
Eigentums; warnt vor protektionistischen Maßnahmen, insbesondere angesichts des 
gegenwärtigen Wirtschaftsklimas, da dies nicht nur den bilateralen politischen 
Beziehungen, sondern auch der Wirtschaft der EU und der chinesischen Wirtschaft 
langfristig schaden und den Entwicklungszielen der EU, wie sie im Rahmen der Strategie 
Europa 2020 festgelegt wurden, zuwiderlaufen würde;

26. fordert die Kommission auf, mit den chinesischen Partnern Gespräche über die Gestaltung 
fairer, transparenter und entwicklungsfördernder Importverträge und Konzessionen für 
Rohstoffe aus Entwicklungsländern zu führen; ist besorgt über eine wachsende 
Rohstoffkonkurrenz zwischen der EU und China und deren Austragung zum Nachteil der 
Entwicklungsländer;

27. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten eindringlich auf, alle verfügbaren 
diplomatischen Kanäle und sonstigen Instrumente zu nutzen, um China dazu zu bewegen, 
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sich zu internationalen Transparenzstandards bezüglich seiner Betätigung im Bereich der 
Exportkreditfinanzierung in Entwicklungsländern und zu anderen handelsbezogenen 
Maßnahmen sowohl in China als auch außerhalb Chinas zu verpflichten; fordert die 
Kommission und die Mitgliedstaaten auf, weiterhin darauf hinzuwirken, dass China sich 
an internationalen Organisationen beteiligt, die für das internationale Handelssystem 
Normen und Standards festlegen;

28. fordert die EU und die USA auf, sich mit diesem aufstrebenden wirtschaftlichen 
Schwergewicht auf allen Ebenen zum Nutzen aller Parteien auszutauschen;

29. hält es für notwendig, dass die Akteure der EU im Rahmen der EU-Entwicklungspolitik 
daran arbeiten, die Fähigkeit der Entwicklungsländer auszubauen, tragfähige Geschäfte 
mit China abzuschließen, insbesondere wenn diese Geschäfte Rohstoffe betreffen, um die 
Schulden in den Griff zu bekommen und potenzielle Gefahren für die lokale Produktivität 
und den lokalen Arbeitsmarkt durch den Zustrom chinesischer Arbeitnehmer und 
Produkte abzuwehren;

30. fordert China auf, sich stärker an internationalen Institutionen zu beteiligen, wobei 
eingeräumt werden muss, dass China sich bereits umfassend und aktiv in den Vereinten 
Nationen und bei friedenssichernden Missionen engagiert;

31. ist der Auffassung, dass es insbesondere für die Entwicklungsländer selbst unproduktiv 
sein dürfte, das chinesische Engagement in den Entwicklungsländern als unlauteren 
Wettbewerb zu betrachten und darauf in einer Weise zu reagieren, die Konflikten 
Vorschub leistet; betont, dass Unternehmen und Akteure der EU, die beabsichtigen, mit 
China auf dem Gebiet der Handels- und Wirtschaftsbeziehungen mit den 
Entwicklungsländern in Wettbewerb zu treten, sich zum Wohle der Entwicklungsländer 
und im Interesse eines größeren weltweiten Wettbewerbs und Wachstums darum bemühen 
müssen, die attraktivsten Angebote vorzulegen, was die langfristige Nachhaltigkeit und 
den Nutzen angeht – das gilt sowohl für den ökologischen und sozialen Nutzen, die 
Menschenrechte und die Regierungsführung.
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR BESCHÄFTIGUNG UND SOZIALE 
ANGELEGENHEITEN

für den Ausschuss für internationalen Handel

zu dem Thema „Die Europäische Union und China: ein Handelsungleichgewicht?“
(2010/2301(INI))

Verfasser der Stellungnahme: Dirk Sterckx

VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Ausschuss für internationalen Handel, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

A. in der Erwägung, dass die EU und China für den jeweils anderen zu den wichtigsten 
Handelspartnern gehören;

B. in der Erwägung, dass trotz der hohen Wachstumsraten in den letzten zwanzig Jahren die 
Arbeitslosigkeit in China beträchtlich zugenommen hat;

1. fordert die Kommission auf, den Dialog über Beschäftigungs- und Sozialpolitik zu 
vertiefen und im Rahmen des auf hoher Ebene geführten Dialogs zu Wirtschafts- und 
Handelsfragen auch einen strukturierten sozialen Dialog mit China anzubahnen;

2. stellt fest, dass die unterschiedlichen Gesellschaftssysteme durch die Öffnung des 
Weltmarkts miteinander im Wettbewerb stehen; nimmt zur Kenntnis, dass in städtischen 
Gebieten die informellen Arbeitsverhältnisse und auch die Verstöße gegen die Grundsätze 
menschenwürdiger Arbeit zunehmen, obwohl die Arbeitsbedingungen gesetzlich geregelt 
sind; stellt fest, dass die Öffnung der chinesischen Wirtschaft zwar große Vorteile bewirkt 
hat, etwa einen besseren Zugang zum Arbeitsmarkt und einen Rückgang der 
Arbeitslosigkeit auf dem Lande, dass aber nicht alle Teile der chinesischen Bevölkerung 
von diesem Wirtschaftswachstum gleichermaßen profitiert haben und dass die Kluft 
zwischen Stadt und Land in China immer tiefer wird; weist darauf hin, dass die 
Ungleichheiten in den Bereichen Einkommen, Zugang zu Beschäftigung, soziale 
Sicherheit, Gesundheit und Bildung zwischen den Bewohnern der Städte und der 
ländlichen Gebiete eine enorme Herausforderung für die Kohäsionspolitik des Landes 
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darstellen;

3. fordert, dass für den Wettbewerb im Handel zwischen China und der Europäischen Union 
klare Regeln herrschen sollten, auf deren Grundlage beide Partner dem jeweils anderen 
nacheifern können und die den Unternehmen stabile Verhältnisse bescheren, damit diese 
ihre Produktion optimieren können, ohne dass dies zu Lasten der Arbeitnehmerinteressen 
geht;

4. hebt hervor, dass China als größtes Exportland Einfluss auf die Weltwirtschaft nimmt und 
dass dem Land daraus Verantwortung für die Einhaltung sozialer Mindestnormen 
erwächst; begrüßt, dass die chinesische Zentralregierung und auch die 
Kommunalverwaltungen in dieser Hinsicht bereits Anstrengungen unternommen haben; 
hält es für unumgänglich, das umfassende Gesetze über die soziale Sicherheit und die 
Gesundheitsfürsorge sowie eine strikte und effiziente Kontrolle der Einhaltung der 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen erlassen werden, die allen internationalen Standards 
genügen; weist darauf hin, dass es eine der größten Herausforderungen für die chinesische 
Regierung ist, die Finanzierung der Sozialversicherungssysteme und des 
Gesundheitswesens so hinzubekommen, dass diese zukunftsfähig sind und in allen 
Provinzen des Landes dieselben Leistungen erbringen; weist in diesem Zusammenhang 
besonders auf das „Social Security Reform Co-Operation Project“ zwischen der EU und 
China hin, durch das den chinesischen Bürgern Zugang zu einer adäquaten und 
bezahlbaren Sozialversicherung verschafft werden soll;

5. weist darauf hin, dass China Einfluss auf den Weltmarkt nimmt, dass dem Land daraus 
Verantwortung für die Einhaltung sozialer Mindestnormen erwächst, und hebt die 
Bedeutung der Handelsbeziehungen zwischen der EU und China hervor; betont, dass die 
Einhaltung der Menschenrechte und der sozialen Rechte ein wesentlicher Parameter der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit zwischen der EU und China ist; hält es für wichtig, dass 
die Regeln der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) und der 
Welthandelsorganisation eingehalten werden; das gilt auch für das Recht auf die 
uneingeschränkte Bildung unabhängiger Gewerkschaften; setzt sich dafür ein, dass 
angemessene Löhne und Arbeitsbedingungen durchgesetzt werden; fordert die 
gegenseitige Anerkennung der arbeitsrechtlichen Bestimmungen, insbesondere die 
Unterbindung illegaler Arbeitsverhältnisse wie Kinderarbeit und Zwangsarbeit; stellt fest, 
dass die chinesische Regierung Verbesserungen bei den Arbeitsbedingungen durchgesetzt 
hat, merkt jedoch an, dass die Rechte der Arbeitnehmer nicht immer geachtet werden, 
zumal die arbeitsrechtlichen Bestimmungen kaum durchgesetzt werden und die 
Arbeitgeber häufig gegen Umwelt-, Gesundheits- und Sicherheitsnormen verstoßen, was 
dazu führt, dass vom Arbeitsumfeld Gefahren für die Beschäftigten ausgehen; fordert eine 
gründliche Verbesserung der betreffenden Rechtsvorschriften; hält es für wichtig, dass die 
Lieferkette in Bezug auf die Arbeitsbedingungen stärker kontrolliert wird; geht davon aus, 
dass die chinesische Regierung und die chinesischen Unternehmen das APS+ als generell 
einzuhaltende Norm betrachten;

6. hält es für eine ganz entscheidende Maßnahme, dass der 2009 zwischen der EU und China 
aufgenommene Dialog zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen und zur Verringerung 
der Zahl arbeitsbedingter Unfälle und Erkrankungen intensiviert wurde; erachtet es für 
vordringlich, dass ein Austausch über bewährte Verfahrensweisen in Sachen Handels- und 
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Sozialpolitik stattfindet; fordert, dass die Gewerkschaften in der EU und in China 
Informationen über bewährte Verfahren austauschen, als Beitrag zur Verbesserung der 
Arbeitsbedingungen für die Arbeitnehmer und zur Einhaltung der IAO-Übereinkommen;

7. ist der Ansicht, dass die IAO damit betraut werden sollte, die Einhaltung dieser Rechte zu 
überwachen;

8. fordert die weitere Verbesserung der Entwicklungshilfe der EU, insbesondere in 
Bereichen wie Beschäftigung, Schutz der Sicherheit und der Gesundheit am Arbeitsplatz, 
Beseitigung der Armut, öffentliche Gesundheit und Hygiene, Bildung und Verbesserung 
der Lebensbedingungen von Kindern;

9. hebt hervor, dass es für den Welthandel durchaus von Belang ist, dass weitere 
Verbesserungen für chinesische Arbeitnehmer durchgesetzt werden;

10. ist der Ansicht, dass es bei der Bekämpfung der wirtschaftlichen, sozialen und 
ökologischen Folgen des Klimawandels darauf ankommt, sich über die Erfahrungen und 
bewährten Verfahren in Bezug auf Beschäftigungsmöglichkeiten auszutauschen, die der 
weitere Ausbau „grüner“ Arbeitsplätze bietet;

11. fordert, dass die Zusammenarbeit in den Bereichen Beschäftigung legaler Einwanderer 
und Schutz der Rechte und Interessen von Arbeitsmigranten weiter ausgebaut und 
verbessert wird und in internationalen beschäftigungspolitischen Belangen eine bessere 
Abstimmung stattfindet;

12. merkt an, dass die chinesische Bevölkerung altert und dass der scheinbar endlose 
Nachschub verfügbarer Arbeitskräfte, vor allem bei den geringer qualifizierten, offenbar 
versiegt; stellt fest, dass wegen der potenziellen Kostenvorteile bereits eine Verlagerung 
des Handels von China in andere südostasiatische Länder im Gange ist; fordert die 
Kommission daher auf, gegenüber der Region Südostasien eine integrierte europäische 
Politik zu verfolgen, mit der ein sozial unverantwortliches Verhalten europäischer 
Konzerne in diesen Ländern verhindert wird; geht davon aus, dass die wachsende 
Mittelschicht in China mit der Zeit sicherlich ein stärkeres Bewusstsein für Sozialnormen 
entwickeln wird, wobei dieses Bewusstsein in der Bevölkerung insgesamt allerdings zur 
Zeit noch verhältnismäßig unausgeprägt ist;

13. stellt fest, dass die Auswirkungen der europäischen Auslandsdirektinvestitionen in China 
auf die Arbeitsplätze in Europa in wissenschaftlichen Analysen unterschiedlich bewertet 
werden; weist darauf hin, dass aus einigen Studien hervorgeht, dass es unter Umständen 
keine messbar negativen Auswirkungen auf die Beschäftigung in Europa gibt und sich 
Auslandsdirektinvestitionen in gewissem Maße sogar positiv auf die Arbeitslage an den 
europäischen Standorten der betreffenden Unternehmen auswirken könnten; nimmt 
darüber hinaus Studien zur Kenntnis, denen zufolge auch negative Auswirkungen auf die 
Beschäftigung in Europa zu erwarten sind;

14. ist der Ansicht, dass Einfuhren von gefälschten Produkten aus China nicht nur die 
Gesundheit und Sicherheit der europäischen Verbraucher gefährden, sondern auch 
negative Auswirkungen auf die Beschäftigung in der Europäischen Union haben;
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15. fordert die in China tätigen europäischen Unternehmen auf, sich im Rahmen ihrer sozialen 
Verantwortung als Unternehmen gegenüber den Arbeitnehmern an den höchsten 
internationalen Normen und an bewährten Verfahren zu orientieren;

16. stellt fest, dass die demokratischen Rechte in den letzten Monaten durch die chinesische 
Führung immer massiver beschnitten wurden und es in diesem Zusammenhang auch zur 
Verhaftung und Verfolgung von Gewerkschaftern kam.
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR INDUSTRIE, FORSCHUNG UND 
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zu dem Thema „Die Europäische Union und China: ein Handelsungleichgewicht?“
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Verfasser der Stellungnahme: Yannick Jadot

VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie ersucht den federführenden Ausschuss 
für internationalen Handel, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. ist der Ansicht, dass das Handelsungleichgewicht zwischen der EU und China die 
Unterschiede bei den sozialen, wirtschaftlichen und demokratischen Modellen und die 
Besonderheiten in Bezug auf Bevölkerungsentwicklung und natürliche Ressourcen 
widerspiegelt und dass die unzureichende Einhaltung bzw. Nichteinhaltung bestimmter 
Rechte, insbesondere demokratischer Rechte und Sozial- und Arbeitnehmerrechte, in 
China ebenfalls dazu beiträgt; stellt fest, dass einige Bemühungen unternommen wurden, 
um das Ungleichgewicht zu beheben, die jedoch noch nicht weit genug gehen; regt daher 
zu einem konstruktiven Engagement und einer Strategie für einen tieferen und 
verantwortungsbewussteren Dialog, die auf gegenseitiges Verständnis gründen, zwischen 
den beiden Partnern an;

2. stellt fest, dass China 2016 den Status einer Marktwirtschaft erhält, und fordert die 
Kommission auf, Maßnahmen vorzuschlagen, um handelspolitische Schutzinstrumente, 
auch für innovative europäische KMU, auch nach 2016 gegebenenfalls beizubehalten; 
fordert China auf, seinen WTO-Verpflichtungen nachzukommen, indem es 
uneingeschränkten Zugang für Waren und Dienstleistungen und Investitionsfreiheit 
gewährt; fordert eine Handelspolitik zwischen der EU und China, die die Zusammenarbeit 
und die sozioökonomische Entwicklung beider Seiten begünstigt; ist der Ansicht, dass 
beide Seiten vor Herausforderungen, aber auch große Chancen gestellt sind; unterstreicht, 
dass der starke Anstieg der Nachfrage in den Schwellenländern der EU ermöglicht, die 
Früchte der Globalisierung zu ernten, indem sie den Export von Waren und 
Dienstleistungen auf neue Märkte weiter ausbaut; betont, dass Gegenseitigkeit, vor allem 
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beim Zugang zu öffentlichen Aufträgen, notwendig ist; hält es für bedauerlich, dass China 
verschiedene nichttarifäre Hindernisse aufrechterhält, die zu einer starken Beschränkung 
der Präsenz europäischer Unternehmen auf dem chinesischen Markt führen, und die den 
europäischen Firmen Kosten verursachen und ihnen die Absatzmöglichkeiten entziehen; 
betont, dass der Zugang zu bestimmten Schlüsselsektoren noch immer begrenzt bleibt 
aufgrund von Investitionsbeschränkungen in Form von Beteiligungshöchstgrenzen in 
strategischen Bereichen;

3. weist darauf hin, dass eine Standortverlagerung nach China für europäische Unternehmen 
sehr attraktiv ist, weil sie dadurch Kosten senken und ihre Gewinne maximieren können, 
was jedoch zu Lasten der Arbeitskräfte in der EU geht, wobei die Ziele der EU in Bezug 
auf die Senkung der Schadstoffemissionen und die Arbeits- und Sozialnormen nicht 
eingehalten werden;

4. ist der Ansicht, dass die Herausforderung, vor die China die EU stellt, in der Umsetzung 
einer ehrgeizigen und offensiven europäischen Industriepolitik besteht, die auf folgenden 
Punkten beruhen sollte:

– Ausarbeitung, Umsetzung und Stärkung von strengen Normen,

– Verstärkung gerechtfertigter Antidumpingmaßnahmen,

– einem ehrgeizigeren, kohärenteren und ausgewogeneren Ansatz in der europäischen 
Politik in Bezug auf öffentliche Aufträge, insbesondere, wenn es um darum geht, den 
Zugang europäischer Unternehmen zum chinesischen Markt zu verbessern,

– Forschung und Innovation, 

– Einhaltung der Rechte des geistigen Eigentums;

– Förderung einer umweltverträglichen und nachhaltigen Wirtschaft;

5. weist darauf hin, dass eine solche Industriepolitik nur dann Wirkung erzielt, wenn sie auf 
europäischer Ebene koordiniert, konzipiert und durchgeführt werden kann, und dass 
Ansätze auf rein nationaler Ebene eine schlüssige und wirkungsvolle EU-Politik 
gegenüber China nicht herbeiführen können;

6. betont, dass der unzureichende Schutz gegen Fälschungen und der mangelnde Wille auf 
Seiten des chinesischen Staates, gegen die Produktfälschungen vorzugehen, Hindernisse 
für weitere Expansion und weitere Investitionen europäischer Unternehmen in China 
schaffen; fordert die Kommission auf, im Rahmen der Beziehungen zwischen der EU und 
China und in der neuen Runde makroökonomischer Verhandlungen angemessene 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Produktfälschung zu entwickeln;

7. stellt fest, dass die chinesischen Marktzugangsbeschränkungen und der unzureichende 
Schutz geistigen Eigentums erhebliche Hemmnisse für einen weiteren Ausbau der 
Aktivitäten europäischer Unternehmen in China darstellen; fordert daher, dass die 
wirtschaftliche Öffnung Chinas dringend vorangetrieben wird;
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8. stellt außerdem fest, dass technische Handelshemmnisse für ausländische Unternehmen 
aufrechterhalten bleiben, und dass bestimmte chinesische Regulierungsbehörden verstärkt 
zu Ungleichbehandlung neigen und dass es in Regulierungsangelegenheiten an 
Transparenz mangelt;

9. weist mit Sorge darauf hin, dass China weiterhin Barrieren für einen freien Welthandel 
mit seltenen Erden und abgeleiteten Produkten errichtet, die durch gesunkene 
Ausfuhrquoten, inzwischen auch für Legierungen von seltenen Erden, noch verstärkt 
wurden; fordert die Kommission auf, gegenüber China entschlossen auf Übereinkommen 
hinzuarbeiten, die für beide Seiten vorteilhaft sind und dem Umweltrecht und dem 
internationalen Handelsrecht entsprechen;

10. ist der Auffassung, dass die Einführung eines Mechanismus zum Informationsaustausch 
über zwischenstaatliche Vereinbarungen zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern zum 
Handel mit China durch die Kommission einen kohärenten Ansatz gegenüber China 
ermöglicht;

11. hält es für wichtig, einen Investitionsrahmen zwischen beiden Seiten zu schaffen, hält es 
außerdem für wichtig, Gemeinsamkeiten zwischen der Strategie Europa 2020 und Chinas 
Fünfjahresplan zu ermitteln;

12. erklärt sich besorgt über den mangelnden Willen des chinesischen Staates, die Sicherheit 
im Internet zu erhöhen und gegen Internetkriminalität vorzugehen, was die Netz- und 
Informationssicherheit beeinträchtigt und sich stark negativ auf die Wirtschaft und die 
Gesellschaft in der EU auswirkt;

13. weist auf den Fortschritt hin, den China bei der Entwicklung und Einführung eigener 
Normen gemacht hat, und fordert eine umfassende Zusammenarbeit zwischen China und 
der EU in den internationalen Verhandlungen über Normen; ist der Ansicht, dass die EU 
als weltgrößter Markt auch weiterhin weltweit führend bei der Ausarbeitung von Normen 
sein muss, insbesondere in strategisch bedeutsamen Bereichen; fordert daher, dass alle auf 
dem Binnenmarkt gehandelten Produkte den Normen im Bereich des Sozial-, Umwelt- 
und Gesundheitsschutzes genau entsprechen; fordert die Mitgliedstaaten auf, die 
Marktüberwachungsmechanismen zu stärken, damit nur Waren auf den europäischen 
Markt gelangen, die den EU-Normen entsprechen; fordert die Kommission auf, zu prüfen, 
ob ein gemeinsamer EU-Ansatz zur Marktüberwachung geeignet wäre, die bestehenden 
Kontrollbestimmungen zu stützen;

14. stellt fest, dass der Umfang der chinesischen Investitionen in und der staatlichen 
Finanzhilfen für Energieeffizienz und erneuerbare Energieträger eine Herausforderung für 
den EU-Industriezweig für erneuerbare Energieträger sind; verweist darauf, dass China 
nach dem „Globalen Statusbericht zu erneuerbaren Energien 2010“ des Politiknetzes 
„Erneuerbare Energieträger für das 21. Jahrhundert“ (REN21), das von der Internationalen 
Energieagentur und den Vereinten Nationen unterstützt wird, 2009 den größten Anteil an 
der Steigerung der Kapazität der Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen hatte (37 GW 
bei einer weltweiten Steigerung um 80 GW); ruft daher zu dringlichen Maßnahmen und 
stärkerem Engagement auf, damit die EU in diesen Bereichen weiterhin eine 
Vorreiterrolle einnimmt und nicht zum Nettoimporteur für Technologien im Bereich der 
erneuerbaren Energieträger wird, und zwar indem die Forschung in der EU auf die 
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effiziente Bewirtschaftung von Ressourcen und eine umweltverträgliche Wirtschaft 
konzentriert wird und indem man in eine nachhaltige, ausgewogene und kohärente 
Wirtschaft investiert; warnt vor unangemessenen Handels- und Investitionsbarrieren im 
Bereich der umweltverträglichen Güter; 

15. betont, dass China beim Bau von Windparks weltweit führend ist, dass chinesische und 
indische Windturbinenhersteller zu den zehn größten Herstellern zählen und dass ein 
großer Anteil der weltweit hergestellten Fotovoltaikmodule derzeit aus China kommt; 
fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, Maßnahmen zur Förderung der 
Entwicklung und ökologisch effizienten Herstellung dieser Technologien und neuer 
innovativer Technologien Gebiet der EU zu ergreifen, die notwendig sind, um die 
ehrgeizigen Ziele im Hinblick auf die Verringerung der Treibhausgasemissionen zu 
erreichen;

16. vertritt die Auffassung, dass der Anstieg der Inlandsnachfrage und weitere 
Wirtschaftsreformen in China entscheidend dazu beitragen werden, ein ausgewogeneres 
Marktumfeld zu begünstigen und das Handelsdefizit zu verringern; fordert die 
Durchführung der notwendigen Reform der Bankdienstleistungen und den Aufbau eines 
echten Verbraucherkreditmarktes;

17. regt die EU und China dazu an, strategische Partnerschaften für Forschung und 
Entwicklung sowie für die Zusammenarbeit in Industrie, Technologie und Innovation in 
den einzelnen Zukunftssektoren der umweltverträglichen Wirtschaft aufzubauen, 
beispielsweise der Verbrauchsreduzierung, dem Recycling, der Rückgewinnung nützlicher 
Stoffe aus Siedlungsabfall, der effizienten und nachhaltigen Bewirtschaftung von 
Rohstoffen, seltenen Erden und anderen strategischen Ressourcen im gesamten 
Wirtschaftskreislauf, den erneuerbaren Energiequellen und der Energieeffizienz, und zwar 
durch

– die gemeinsame Nutzung und Herstellung von Technologien für erneuerbare 
Energieträger und die gemeinsame Durchführung von Forschungs- und 
Entwicklungsprogrammen,

– Verbesserung der Transparenz und Zuverlässigkeit von energiebezogenen Daten und 
Austausch von bewährten Verfahren und Informationen,

– Ausbau der Partnerschaft im Rahmen des Projekts ITER;

18. fordert die EU auf, ihre Bemühungen um eine größere Ressourcenversorgungssicherheit 
durch Forschung nach nachhaltigen Alternativen zu verstärken;

19. weist darauf hin, dass China die Ausfuhr von Rohstoffen durch Zölle oder Quoten 
weiterhin beschränkt, die von der WTO untersagt wurden und die Weltpreise für 
Rohstoffe künstlich steigen lassen, wodurch die Inlandspreise sinken und die chinesischen 
Hersteller einen erheblichen Wettbewerbsvorteil erlangen;

20. weist darauf hin, dass China die Verfügung über ca. 97 % des Angebots an seltenen Erden 
hat, über die die chinesische Regierung restriktive Ausfuhrquoten verhängt hat, wodurch 
europäische Unternehmen höhere Kaufpreise entrichten müssen und gegenüber 
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chinesischen Unternehmen benachteiligt werden;

21. regt die EU und China dazu an, strategische Partnerschaften auf dem Gebiet FuEuI 
aufzubauen und dabei die Zusammenarbeit zwischen Universitäten und 
Forschungseinrichtungen in der EU und China zu stärken, gemeinsame Ausbildungs- und 
Studienprogramme durchzuführen und die Mobilität von Wissenschaftlern zu erhöhen; 
begrüßt es, dass die EU-Programme chinesischen Forschungsgruppen zugänglich sind, 
und fordert, dass chinesische Programme auch europäischen Forschern zugänglich 
gemacht werden; fordert den Aufbau von Technologiepartnerschaften, um zum 
beiderseitigen Nutzen der europäischen und der chinesischen Bevölkerung die 
gemeinsame Herausforderung zu bewältigen, ressourcenschonende Produktionsverfahren 
und Forschungskooperationsprogramme zu entwickeln;

22. fordert dazu auf, die Auswirkungen der chinesischen Sonderwirtschaftszonen in Ländern 
Nordafrikas und südlich der Sahara zu prüfen, insbesondere in den Ländern, mit denen die 
EU Handelsabkommen geschlossen hat; erklärt sich besorgt darüber, dass die Politik 
Chinas in Afrika dramatische Auswirkungen auf die natürlichen Ressourcen haben kann 
und eine Herausforderung für die Entwicklungspolitik der EU ist; fordert die Kommission 
auf, zu bewerten, ob die Handelspolitik der EU gegenüber China mit der Politik der EU 
zur Entwicklungszusammenarbeit mit Afrika im Einklang steht;
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR BINNENMARKT UND 
VERBRAUCHERSCHUTZ

für den Ausschuss für internationalen Handel

zu dem Thema „Die Europäische Union und China: ein Handelsungleichgewicht?“
(2010/2301(INI))

Verfasser der Stellungnahme: Morten Løkkegaard

VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden 
Ausschuss für internationalen Handel, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. unterstreicht die gegenseitige Abhängigkeit der chinesischen und europäischen Märkte 
und den Bedarf nach gleichen Wettbewerbsbedingungen unter Vermeidung von 
Protektionismus; nimmt die Fortschritte Chinas bei der Öffnung seiner Märkte zur 
Kenntnis; betont jedoch, dass in China gegen die binnenwirtschaftlichen Maßnahmen 
vorgegangen werden muss, die das Geschäftsklima für Unternehmen aus EU-Ländern 
beeinträchtigen; ist der Ansicht, dass neben den Tätigkeiten im Rahmen der WTO ein 
Freihandelsabkommen mit China zur Verbesserung der Handelsbeziehungen beitragen 
könnte und positive Auswirkungen für beide Seiten hätte; weist nachdrücklich darauf hin, 
dass eine Einigung auf WTO-Ebene für die EU Vorrang haben sollte;

2. misst dem hochrangigen Dialog über Wirtschafts- und Handelsfragen zwischen der EU 
und China große Bedeutung bei; fordert die EU und China auf, zweimal im Jahr 
gemeinsame Treffen einzuberufen, um ihre bilateralen Beziehungen durch Dialog zu 
stärken und unter anderem in den Bereichen Investitionen, Dienstleistungen, Rechte des 
geistigen Eigentums, öffentliches Auftragswesen, Produktsicherheit, Einhaltung der 
Markenschutzregeln, Zugang zu Rohstoffen und tarifäre und nichttarifäre Hindernisse 
konkrete Ergebnisse zu erzielen; fordert die Kommission auf, stärker auf die 
Schwierigkeiten hinzuweisen, mit denen europäische Unternehmen in Sachen Bürokratie, 
bei Fragen, die das Arbeitskräftepotenzial betreffen, und beim Marktzugang in China 
konfrontiert sind;

3. hält ein ausgewogenes Vorgehen gegenüber China für notwendig; fordert die Kommission 
und die Mitgliedstaaten auf, eine umfassende Zusammenarbeit mit China in gemeinsamen 
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Forschungsbereichen wie Produktsicherheit und menschliche Gesundheit aufzubauen und 
einen weiteren wissenschaftlichen, technischen und kulturellen Austausch in die Wege zu 
leiten;

4. bedauert, dass das Investitionsklima in China intransparent ist und dass nach wie vor 
diskriminierende Anforderungen bestehen; fordert, dass mit China ein bilaterales 
Investitionsabkommen über einen verbesserten Marktzugang für Investitionen getroffen 
wird, das als erstes die am stärksten eingeschränkten Sektoren ins Visier nimmt; hält es 
für dringend notwendig, Handel und Investitionen insbesondere für KMU zu erleichtern; 
misst der Koordinierung zwischen den zentralen und den lokalen Behörden in China 
große Bedeutung bei; weist ausdrücklich darauf hin, dass aus China die meisten Importe 
stammen und das Land der zweitgrößte Exportmarkt der EU ist, und dass sowohl Importe 
als auch Exporte von 2009 bis 2010 um mehr als 30 % gestiegen sind;

5. ist besorgt, dass nicht genügend vertrauenswürdige Informationen über Handelspartner 
aus China eingeholt werden können, weil kein frei zugängliches Handelsregister existiert; 
unterstreicht die Bedeutung zuverlässiger Informationen als Voraussetzung für ein gutes 
Handelsklima;

6. ist besorgt über das hohe Maß an Produktfälschungen und Piraterie und die dürftige 
Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums in China, wodurch die Innovation in 
der EU behindert und die Verbrauchersicherheit erheblich beeinträchtigt werden; fordert 
die Kommission und die Mitgliedstaaten zu einem verstärkten Dialog mit China auf, 
damit die Rechte des geistigen Eigentums auch auf regionaler und lokaler Ebene effektiv 
durchgesetzt werden; unterstreicht, dass die diskriminierenden formellen Auflagen für 
ausländische Unternehmen diese an einem wirksamen Schutz ihrer Rechte und Patente in 
China hindern; ist der Ansicht, dass der Schutz der Rechte des geistigen Eigentums 
internationaler Unternehmen durch die chinesischen Behörden für das Wachstum des 
Handels zwischen der EU und China von wesentlicher Bedeutung ist, und begrüßt die 
Bemühungen, die in diese Richtung unternommen werden; vertritt die Auffassung, dass 
der Export von Hochtechnologieerzeugnissen aus der EU exponentiell wachsen könnte, da 
in China Bedarf an diesen Erzeugnissen besteht und die EU in der Lage ist, sie 
herzustellen;

7. hält einen verbesserten Zugang zu öffentlichen Aufträgen für notwendig; ist besorgt über 
die vergleichsweise protektionistische Politik und Gesetzgebung Chinas im öffentlichen 
Auftragswesen; betont, dass die EU ihren Druck auf China mit seinen aufstrebenden 
Märkten aufrechterhalten muss, insbesondere was Chinas schnellen Beitritt zum 
Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen (GPA) angeht, um 
sicherzustellen, dass die Verfahren des öffentlichen Auftragswesens internationalen 
Standards entsprechen und um kalkulierbare Bedingungen für die Bieter zu schaffen; 
befürwortet es, dass die Kommission überprüfen will, welche Maßnahmen für gleiche 
Wettbewerbsbedingungen, d.h. einen gerechten Zugang zum öffentlichen Auftragswesen 
für EU-Unternehmen in Drittländern und umgekehrt, erforderlich sind; macht allerdings 
darauf aufmerksam, dass diese Maßnahmen so gestaltet sein müssen, dass sie nicht zu 
unangemessenen neuen Marktabschottungen führen, die negativ auf die europäische 
Industrie und die globalen Handelsbeziehungen der EU zurückwirken könnten;
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8. ist besorgt, dass immer mehr spezifisch nationale Standards und Zulassungsverfahren 
eingeführt werden, die neue technische Handelsbarrieren bilden; hebt hervor, dass die EU 
bei der zukünftigen Entwicklung internationaler Standards einen umfassenden Dialog mit 
China einleiten und China in den Entscheidungsprozess einbinden muss, um zu 
verhindern, dass unterschiedliche Standards als de facto-Handelshindernisse genutzt 
werden; betont, dass die Beantragung einer Gewerbeerlaubnis in China ein langwieriges 
Verfahren ist, und nimmt es als Instrument wahr, mit dem China die Gründung und 
Expansion ausländischer Unternehmen in einigen Bereichen ausbremst; betont, dass 
dieses Verfahren vereinfacht werden muss; begrüßt die Bemühungen Chinas bei der 
Anpassung nationaler Standards an internationale Normen;

9. ist besorgt über die restriktiven Maßnahmen und die beherrschende Stellung Chinas auf 
dem Markt für einige Rohstoffe, auf die die europäische Wirtschaft angewiesen ist; fordert 
die Kommission auf, die Lücke zwischen dem Angebot an kritischen Rohstoffen und 
seltenen Erden und der Nachfrage nach diesen Rohstoffen ständig zu überwachen und auf 
regionaler, multilateraler und bilateraler Ebene zur Sprache zu bringen sowie ferner in 
einen Dialog mit China über dessen Anwendung der WTO-Regeln zur Durchsetzung einer 
Quote für seltene Erden einzutreten, bei denen es sich in Wirklichkeit nicht um gefährdete 
Naturressourcen handelt; betont insbesondere, dass China die WTO-Regeln für den 
Zugang zu Rohstoffen gemäß dem Urteil der WTO vom 5. Juli 2011 sowie für den 
Zugang zu seltenen Erden achten muss; hält ein gemeinsames europäisches Vorgehen auf 
dem Gebiet der Rohstoffe für notwendig, um den politischen Druck zu verstärken und 
Unternehmen in der EU gleichberechtigten Zugang zu Ressourcen zu sichern, die für ihre 
Produktion von wesentlicher Bedeutung sind;

10. fordert die Kommission auf, eine gründliche Analyse der Auswirkungen der 
Wechselkurse auf die Handelsbilanz EU-China vorzunehmen; unterstützt China bei 
weiteren Schritten hin zur vollen Konvertibilität des chinesischen Yuan;

11. verweist auf eine Reihe von Berichten, die von den EU-Institutionen in Auftrag gegeben 
wurden und in denen häufig eine voreingenommene und abfällige Sprache zur 
Beschreibung der internen und globalen Wirtschaftstätigkeit Chinas verwendet wird1; 
erachtet die Aufnahme eines konstruktiv kritischen Dialogs für notwendig, bei dem die 
kulturellen Eigenheiten und die Unterschiede in der politischen Organisation respektiert 
werden;

1 GD EXPO, „China in Africa: A Critique“, Themenpapier, (Oktober 2010), PE 449.518, S. 10 - „The Chinese 
economic presence has spread through Africa like an oil slick.“ (Die wirtschaftliche Präsenz Chinas hat sich in 
Afrika wie Ölschlick ausgebreitet.) 
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